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Das "idyllische" Häuser! am Berg, Arbeitsplatz der Gastarbeiterin Jovanka B. Pass und Arbeitspapiere musste sie
beim Chef abliefern.

Geschichte aus dem Wienerwald

Vor drei Jahren war Jovanka B., 46, aus
Brcko in Bosnien, Mutter zweier Töch­
ter im Alter von 14 bzw. 16 Jahren
nach Österreich gekommen, um zu ar­
beiten. über einen privaten Arbeits­
vermittler zwar, der gesetzeswidrig 500,­
Schilling Provision kassierte, aber im­
merhin mit gültigen Arbeitspapieren und
einer Arbeitsgenehmigung.

Ihr Arbeitsplatz ist bekannt-berüchtigt:
Das "Häuserl arn Berg" in Wien-Döbling,
jenes Ausflugsziel, das Sonntagsspazier­
gänger meist liebevoll als "herzig verfal­
len" bezeichnen, wenn sie sich zu einem
Viertel niederlassen. Für Jovanka B.
wurde dieses verfallene Gebäude aller­
ding alltägliche Realität. Seit mehr als
drei Jahren.

Der Inhaber, ein gewisser Herr Gutharc,
dem auch das Wiener City-Expresso
"Bei Henry" gehört, ließ die Jovanka B.
dort völlig allein. Einmal die Woche ließ
er sich kurz in der "idyllischen Einöde"

blicken, um Fleisch für die Woche anzu­
liefern - insbesondere für seinen Hund,
denn das Fleisch war meist verdorben.
Der Jovanka B. riet er, sie möge sich
Eierspeis kochen. Für die 46jährige Frau
nicht nur soziale Isolation (während der
drei Jahre Beschäftigung bei Herrn
Gutharc war Jovanka B. lediglich
einmal in Wien!), sondern auch Quell
ständiger Ängste: Es ist sicherlich nicht
jedermanns Sache, völlig auf sich allein
gestellt in der Einöde zu existieren.
''Wenn ich krank geworden wäre, hätte
ich sterben können. Niemandem wäre es
aufgefallen", so Jovanka B. zu offensiv
links. Die Tatsache, daß erst jüngst um
4 Uhr in der Früh zwei Fensterscheiben
mit GejoWe eingeschlagen wurden, un­
terstreichen den düsteren Rahmen und
das düstere Dasein der Jovanka B.

Tagsüber konnte sich Jovanka B. im­
merhin ablenken. Ihr Arbeitstag begann

um 6.30 Uhr und endete selten vor Mit­
ternacht - bis eben der letzte Gast ge­
gangen war. Sie versorgte allein das
Haus, den Hund und den Esel, ging
Brennstoff im Wald sammeln, kochte
und servierte für die Gäste - kurz, sie
funktionierte als Einmannbetrieb.

Vom ersten Tag an hatte Jovanka B.
nicht nur unbezaWte überstunden zu
leisten - sie hatte auch keinen einzigen
freien Tag und in allen drei Jahren nur
insgesamt zweimal 14 Tage Urlaub.
Deshalb hat sie nur mehr einen Wunsch:
Sie möchte zurück nach Hause. Die Sa­
che hat aber zwei Haken;

Zum Ersten bekommt Jovanka B. seit
mehr als einem Jahr keinen Lohn mehr
ausbezahlt. Bekam sie schon früher we­
der die überstunden noch den ihr zu­
stehenden Urlaub abgegolten, so hat
Herr Gutharc seit einem Jahr die Zah­
lungen überhaupt eingestellt. Der Jo­
vanka B. gegenüber behauptete er, er ~
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zum Semperit- Streik

Sie lebt derzeit in ihrem ca. 8 Quadrat­
meter großen Zimmer ohne fließendem
Wasser, ohne Geld, ohne Paß, völlig iso­
liert.

•z.P.

Nachschrift

In diesem Zusammenhang scheint der
Vorschlag der Jungen Generation in der
SPÖ, die Höchsteinkommen zu begren­
zen in einem Verhältnis von I : 7 (Nie­
drigsteinkommen 5000 Schilling netto,
Höchsteinkommen 35000 Schilling net­
to monatlich) eher der boshaften Phan­
tasie einiger verspielter Jungsozialisten
entsprungen zu sein. Dieser Vorschlag
knapp vor dem Programmparteitag der
SPÖ kann doch nicht angesichts der in
der Wirtschaft erzielten Gewinnspannen
als Mittel zur Begrenzung der Profite ge­
dacht sein. Er richtet sich schon eher ge­
gen jenen Funktionärsklüngel in der ei­
genen SPÖ, gegen jene Spitzengehälter
der Spitzenpolitiker, die nur die Spitze
des Eisbergs eines korrumpierenden Ho­
norar-, Zweit- und Dritteinkommens­
systems darstellen und langsam aber
sicher den Blick für die Probleme jener
Kleinverdiener vernebeln, deren Inter­
essen diese Herrschaften zu vertreten
vorgeben.

Der Vorschlag der Jungen Generation
mag als der skandalöse Einfall einiger
Unverbesserlicher am linken Rand der
SPÖ erscheinen. Der Streik der Reifen­
wickler bei Semperit war die Praxis die­
ses Skandals in der wohlgesitteten Welt
der Sozialpartnerschaft, der den Kapita­
listen den Angstschweiß hervortreibt
und den SPÖ/ÖGB-Bonzen das Blut in
den Adern gerinnen läßt. Wenn er Schu­
le macht.

trägen statt von Profiten. Wer Lohn und
Profit sagt oder hört, könnte auch an
das ihnen zugrundeliegende Ausbeu­
tungsverhältnis denken. Die Erstattung
eines Teils der von den Arbeitern ge­
leisteten Arbeit in Lohn soll eine Lei­
stung des Unternehmers darstellen, der
aus dem Rest der nichtbezahlten Arbeit
entstandene Profit ist ein unschuldiger
Ertrag.

Verlauf und Ausgang des Streiks sind
aus den Tageszeitungen bekannt. Die
Reifenwickler bei Semperit haben einen
- nahezu - vollen Erfolg erzielen können.

Bemerkenswert erscheinen uns folgende
Aspekte des Streiks: die feste Haltung
der Belegschaft und des Betriebsrats; die
arrogante Haltung des (mit westdeut­
schem Unternehmerpfiff agierenden) Di­
rektors von Semperit; die zwischen Rat­
losigkeit und dümmlicher Aggressivität
schwankende Haltung der Massenme­
dien; die anfangs mit den Forderun­
gen der Streikenden solidarische, nach
der Urabstimmung über den von der
ÖGB-Spitze vorgelegten Kompromiß­
vorschlag fragwürdig gewordene Haltung
der Gewerkschaften. Allerdings: der an­
gedrohte Entzug der Unterstützung für
den Streik muß auch auf dem Hinter­
grund der Entscheidung im Bezirks­
vorstand der Gewerkschaft der Chemie­
arbeiter in Baden gesehen werden. In­
dem sie den Betriebsratsobmann der
Reifenwickler zum Vorsitzenden ge­
wählt haben, haben sie den "Großkop­
ferten" oben in aller Deutlichkeit ge­
zeigt, was sie im Falle eines Abrückens
von den Streikenden zu erwarten hat­
ten.

Bleibt noch die Haltung des SPÖ-Fi·
nanzministers Hannes Androseh: seine
Sorge galt in erster Linie den Unter­
nehmer-Sorgen bei Semperit. Androsch
erinnerte eindringlich an die Verluste
und Strukturprobleme dieses Unterneh­
mens und meinte, daß Leistungen nicht
erzwungen werden könnten,die in den
Erlösen keine Deckung fanden. Ent­
stammen diese Begriffe der Terminolo-
gie eines angeblich auch im eigenen pri­
vatwirtschaftlichen Bereich äußerst er­
folgreichen "Volkswirtschaftlers", sind
sie ledigich dem Fachjargon geschuldet?
Wir glauben nicht. So wie Androsch den
Begriff "Kapitalismus" nicht in den
Mund nehmen wird, spricht er von Lei-

• stungen, statt von Löhnen und von Er-R.P.

habe das Geld direkt den Kindern über­
wiesen. Als sie Zahlungsbelege zu sehen
wünschte, konterte er trocken: "Du bis!
sowieso Analphabetin und diese Ange­
legenheiten sind viel zu kompliziert für
Dich."

Zum Zweiten aber trug Herr Gutharc
auch Sorge dafür, daß Jovanka B. ihm
nicht davonlaufen konnte. Er zog kur­
zerhand den Paß und die Arbeitspapiere
ein und weigerte sich standhaft, diese
wieder herauszugeben. Zu oft schon sei
ihm das Personal vom 'Häuserl am Berg'
davongelaufen. Glaubwürdig kann er das
versichern. Die Tatsache selbst ist
schließlich verständlich.

Herr Gutharc hat im übrigen seit De­
zember 1977 keine Konzession mehr.
Er ist der zuständigen Gewerbebehörde
"bestens bekannt". Sein "Häuserl am
Berg" ist baupolizeilich kaum mehr
haltbar. Die Hälfte des Hauses, die zu
Klosterneuburg gehörte, wurde bereits
über behördliche Verfügung abgerissen.
Lediglich der auf Wiener Gründen be­
fIndliche Teil steht noch. Nur: All dies
löst das Problem der Jovanka B. nicht.

Die zuständigen Behörden haben sich
bis jetzt nur um den baulichen Zustand
des "Häuserl am Berg" gekümmert:
nicht aber um das Schicksal der Jovanka
B. Sklavenarbeit, im 20. Jahrhundert:
in Wien.
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Gewalt gegen Frauen

Was vor einigen Jahren mit Ver- Auch in Österreich prügeln Ehe­
ständnislosigkeit und Spott, im männer quer durch alle Schichten.
Wiener Gemeinderat noch vergan- Dies beweist für alle jene, die
genen Herbst mit Hohngelächter es noch nicht wußten, eine soeben
aufgenommen wurde, ist im Früh- beendete interdisziplinäre Studie
jahr 78 - die Kommunalwahlen ("Entstehungsbedingungen und
stehen vor der Tür - zum Mittel- Auswirkungen von Gewalt gegen
punkt eines Wettstreits um die Frauen in der Ehe") der beiden
Gunst der Wählerinnen geworden: feministischen Wissenschaftlerin­
Gewalt in der Ehe. Sowohl SPÖ nen Edit Schlaffer und Cheryl
als auch ÖVP fordern "Heime" Benard. Die Studie kann wohl
oder "soziale Dienste" zum im wissenschaftlichen Sinn nicht
Schutz von Frauen und Kindern. als "repräsentativ" angesehen wer­
Was Stadthauptmann Klein von den, da sie sich nur auf die Aus­
der Wiener Polizei in einer sagen von 100 Wienerinnen stützt,
"Club 2"-Diskussion noch vor kur- davon 60 aus Trabantensiedlungen
zem mangels statistischen Beweis- und 30 aus der gehobenen MitteI­
materials für Österreich mit dem und Oberschicht. Doch wer weiß,
Hinweis auf die Unterschiedlich- wie rasch sich die Zufluchtstätten
keit der Verhältnisse ("Das sieht für geschlagene Frauen (in der
man schon am Terrorismus") BRD "Frauenhäuser" genannt)
augenzwinkernd leugnen konnte, im Ausland füllen, kann am re­
ist jetzt schwarz auf weiß belegt: alen Bedarf nicht zweifeln.

Die Familie - eine
Brut stätte der Gewalt

''Des is ka Gewalt net, des is normal",
"des is a Familiengeschieht, des geht
niemandn was an" rechtfertigte sich ein
Mann am Polizeikommissariat, der seine
Frau grün und blau geprügelt hatte. Und
damit hatte er die Problematik der phsy­
chischen Gewalt gegen Frauen genau
auf den Kopf getroffen.
Was auf offener Straße unter Fremden
als schwere Körperverletzung mit hohen
Haftstrafen geahndet wird, gilt hinter
den vier Wänden des trauten Heims als
normal. Sowohl Männer als auch viele
Frauen, insbesondere aber Polizisten
(unter den prügelnden Ehemännern
besonders hoch vertreten), sind nach
wie vor der Meinung, daß Schläge zur
erlaubten Form der Konfliktaustragung
in der Ehe gehören, in die sich einzu­
mischen keiner das Recht hat. Kindes·
und Frauenmißhandlung sind zwar vom
Gesetz her verboten und strafbar, gleich­
zeitig aber abgestützt durch Institu­
tionen wie Schule, Sozialbehörden, Polio
zei und Justiz, die als Vertreter und
Aufrechterhalter dieses Systems Gewalt­
anwendung bis zu einem gewissen Grad
tolerieren. Das gilt insbesondere für die
Familie, für die sie sich nur beschränkt
zuständig erklären. Innerhalb der Fami·
lie herrscht ein größerer Spielraum als
außerhalb. Soziale Konflikte werden
dort . auf dem Rücken der Frauen und
Kinder . aufgefangen. Die Ideologie des
trauten Heims, der Familie als Hort
von Liebe und Geborgenheit, breitet
den Mantel des Schweigens über dieses
Verbrechen mit der größten Dunkel­
ziffer. Die Frau, die für den Frieden
im Heim verantwortlich gemacht wird,
sucht oft die Schuld bei sich und fin·
det dabei Bestätigung sowohl in der
öffentlichen Meinung als auch bei den ~
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Behörden, an die sie sich wendete. Eine
Frau, die gescWagen wird, wird es schon
irgendwie "provoziert" haben, sie hat es
"verdient", ja vielleicht "mag" sie es
sogar. Ökonomische und/oder psy­
chische Abhängigkeit vom Mann, Angst
vor mehr Gewalt und die Drohung, ihr
die Kinder wegzunehmen, hindern
Frauen oft sehr lange daran, Konse­
quenzen zu ziehen. Hilfe von der Poli­
zei oder den Sozialbehörden bekommt
sie kaum. Die offIzielle Anerkennung
des Phänomens käme einer Bankrott­
erklärung der Familie gleich.

Männergewalt ist international

Gewalt gegen Frauen hat meistens et­
was mit Sexualität und den weiblichen
Körperfunktionen zu tun (Verletzungen
des Unterleibs sind die häufigste Folge
ehelicher Auseinandersetzungen) und
unterliegt deshalb ähnlichen Tabus wie
die Sexualität selbst. Es bedurfte erst
der Neuen Frauenbewegung und der ihr
eigenen Organisationsstruktur - der enge
Kontakt zwischen den einzelnen Frau­
en, die sich untereinander über ihr
''Privatleben'' verständigen, um den Un­
tergrund an Gewalt aufzudecken, der
das Leben aller Frauen bestimmt.
Denn Gewalt ist nicht nur die direkte,
physisch ausgeübte Gewalt, sondern die
unterschwellige Gewaltandrohung für
ungebührliche Freiheiten, die sich Frau­
en heute immer mehr nehmen.

Was in den Siebzigerjahren in den USA
und in verschiedenen westeuropäischen
Ländern begann - die Erfassung der
Gewalt gegen Frauen in Form von ver­
öffentlichten Gesprächsprotokollen und
Erfahrungsberichten - fand ihren ersten
großangelegten internationalen Aus­
druck beim Brüsseler Tribunal "Gewalt
gegen Frauen" (März 1976). Ein Mon­
sterkongreß (etwa 1.500 Frauen) bildete
den Auftakt für weitere kontinuierliche
Arbeit zum Thema Gewalt. Frauenhäu­
ser für gescWagene Frauen, in Groß­
britannien schon seit 1971 ein wesent­
licher Bestandteil der Frauenbewegung,
begannen auch in anderen Ländern ­
wenn auch unter großen Schwierigkei­
ten erkämpft - aus dem Boden zu
schießen. Es kam zu großangelegten
Kampagnen gegen Vergewaltigung, die

Bedrohung von Frauen auf nächtlichen
Straßen und gegen Behandlung von
Vergewaltigung als Bagatelldelikt durch
Polizei und Gerichte.
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Männergewalt in Österreich

In Österreich fand das Brüsseler Tribu­
nal bis auf einige primitivätzende Glos­
sen überhaupt keine Resonanz. Inzwi­
schen hat sich vieles, fast möchte man
sagen schlagartig, geändert. Eine
"Club 2"-Diskussion über Gewalt gegen
Frauen, in der die männlichen Disku­
tanten anschaulich Männergewalt ver­
körperten, löste eine Flut von Protesten
und Reaktionen unter den Fernsehe­
rinnen aus. Die Veranstalter waren ver­
blüfft. Sobald das Tabu durchbrochen,
der Mantel des Schweigens gelüftet,
bricht es aus den Frauen wie eine Er­
lösung heraus: Endlich darüber reden
können, endlich mit dem Problem nicht
allein sein - das ist schon mobilisierend
genug.

Die Studie von ScWaffer und Benard,
die im Herbst bei RowoWt erscheinen
soll, beweist, daß das Verprügeln von
Ehefrauen durchaus nicht auf die
"Primitiven" (Klein im "Club 2")
beschränkt ist, sondern sich auf alle
Schichten erstreckt. Schreie im Villen-

viertel werden weniger leicht gehört
als im Gemeindebau, Rücksicht auf
Karriere und sozialen Status des prü­
gelnden Akademikers, Angst vor der
"Schande" hindern Nachbarn und die
Ehefrau selbst, die Polizei einzuschal­
ten: auch müßte die Unternehmers­
gattin, die keine Berufsausbildung hat,
bei einer eventuellen Scheidung auf ihre
bisher genossenen Privilegien venich­
ten. Deshalb sind mehr Fälle von
Frauenmißhandlung aus der Unter­
schicht polizeibekannt. Polizeibekannt
sind jährlich 2.400 Fälle, was, vergli­
chen mit ausländischen Schätzungen
(offizielle Statistiken gibt es kaum)
sicher nur einen Bruchteil der tatsäch­
lichen Gewalt darstellt, insbesondere
wenn man bedenkt, daß Vergewalti­
gung in der Ehe kein strafbares Delikt
ist.

Triviale Anlässe

Die Mehrheit der Frauen schildert als
Anlässe für Gewaltausbrüche sehr trivi­
ale Vorfalle. Eine hatte einen zu großen
Pullover gestrickt. Der Mann warf ihn



gerverein sitzen Frauen aus den Parteien
und dem öffentlichen Leben, doch
die Frauen, die im Haus arbeiten, haben
durchgesetzt, daß sie die Mitarbeiterin­
nen, zusammen mit den betroffenen

Frauen, bestimmen, wie das Haus ver­
waltet werden soll. Das Team besteht
ausschließlich aus Frauen (Sozialarbei­
terinnen, Psychologin, Krankenschwe­
ster, Sozialwissenschaftlerin, Erzieherin)
ebenso die wissenschaftliche Begleitung
und die juristische und medizinische Be­
ratung. Wesentlich war, daß die Frauen
zu keinen Konzessionen in punkto
Selbstverwaltung bereit waren. Zwi­
schen Oktober 76 und August 77 wur­
den 564 Frauen mit ca. 60 Kindern
aufgenommen.
Aufgabe der Frauenhäuser ist es, miß­
handelten Frauen und Kindern für
einige Zeit eine Zufluchtstätte anzubie­
ten. Die Frauen sollen im Haus die
Möglichkeit haben, zu lernen, ihr Leben
selbständig zu bewältigen. Im Zusam­
menleben mit anderen Frauen, die ähn­
liches durchgemacht haben, erkennen
sie, daß sie mit ihrem Problem nicht
alleine sind und lernen ihre Erfahrun­
gen kollektiv aufzuarbeiten. Durch die
Freundschaft und Solidarität mit ande­
ren Frauen lernen sie auch Alternativen
zum bisher erfahrenen Leben in der
Kleinfamilie kennen. Vielfach hat sich
gezeigt, daß Frauen nach einiger Zeit ~

Nach den ersten Gehversuchen in den
USA und insbesondere in Großbritan­
nien, wo es mittlerweile an die 200
Frauenhäuser gibt, breitete sich die
Frauenhausbewegung rasch über ganz
Europa aus. Getragen wird sie von der
autonomen Frauenbewegung. In den
meisten Fällen wurden die Häuser nicht
widerstandslos zur Verfügung gestellt,
sondern mußten in zähen Verhandlung­
gen mit viel Öffentlichkeitsarbeit und
Spendensammlungen erkämpft werden.
Vielfach wurden Häuser besetzt: in
Rom etwa wurde ein Palast in der Nähe
der Piazza Navona ein Jahr lang be­
setzt gehalten, bis er den Frauen vor
kurzem von der Stadtverwaltung als
Haus fiir geschlagene Frauen offiziell
übergeben wurde. Die Frauenhäuser
werden in Selbstverwaltung gefiihrt und
von den lokalen Behörden mehr oder
weniger großzügig subventioniert.
In der BRD wurde das erste Frauenhaus
im Oktober 1976 in West-Berlin eröff­
net. Das Haus - eine alte Villa - wurde
dem Senat und der Bundesregierung in
langwierigen und harten Kämpfen abge­
rungen. Es ist nun offiziell ein <'Modell­
versuch" für drei Jahre, und wird mit
450.000 DM jährlich gefördert. Im Trä-

Frauenhäuser im Ausland

In Wien fand im April die Gründungsversammlung eines Vereins mit dem
Namen "Sozialer Dienst für gefährdete Frauen und ihre Kinder" statt.
Sinn und Zweck dieses Vereines ist es, von der Gemeinde Wien Geld für
die Errichtung eines Hauses für geschlagene Frauen flüssig zu machen.
Vorsitzender ist Justizminister Broda, im Vorstand und unter den 30
ordentlichen Mitgliedern finden sich in erster Linie mehr oder weniger
prominente SP-Ier(jnnen). Während die Feministinnen Schlaffer und
Benard mit ihrem Forschungsprojekt den Bedarf an einem Frauenhaus
erlaßten, handelten Johanna Dohnal und Irmtraud Leirer rasch und
wahlbewußt. Aus der in anderen Ländern von der autonomen Frauenbe­
wegung getragenen Frauenhausbewegung, deren Trägervereine in der
BRD "Frauen helfen Frauen" heißen, droht in Österreich ein SP-regle­
mentierter "sozialer Dienst" zu werden.

Frauenhaus
auf Wiener Art

ins Feuer und sagte ihr: "Das hast du
davon, daß du etwas hinter meinem
Rücken tust". ... Die Frauen berichten
von starken Ressentiments ihrer Männer
gegen Intelligenz, Erfolg beim An­
knüpfen von Freundschaften, gegen
künstlerische und sonstige Interessen,
die der Ehemann nicht hat. Jede Art
von Forderung, von Wunsch oder Kon­
kurrenz von seiten ihrer Frauen scheint
den Männern verhaßt zu sein. Eifer­
sucht ist ebenfalls ein wichtiges Ele­
ment, wobei die Männer - fast prin­
zipiell - bei ihren Frauen dagegen ge­
waltsam vorgehen, was sie sich selbst
ohne weiteres zugestehen. Schlaffer
und Benard berichten über einen An­
gestellten in leitender Position, der
das Telefon abmontiert, wenn er die
Wohnung verläßt. Ein Ministerialrat
verbietet seiner Frau, ihre Eltern zu be­
suchen. Ein Beamter sperrt seine Frau
ein, damit sie nicht in den Pensioni­
stenklub gehen kann. Auch die Frucht­
barkeit der Frau gilt als Beweis ihrer
Eigenständigkeit, die es zu unterbinden
gilt. Beim Brüsseler Tribunal berichtete
eine Engländerin, daß sie ihr Mann zum
ersten Mal schlug, als sie sich sterili­
sieren ließ: den Frauen die Pille zu ver­
bieten, ist eine beliebte Form der
Reglementierung. Gewalt wird als Mittel
der Unterdrückung und Disziplinierung
dann eingesetzt, wenn die Position
des Mannes als Ehemann und Familien­
vater bedroht zu sein scheint.

Gewaltanwendung spielt aber auch dann
eine Rolle, wenn sie nicht sichtbar
ist. Denn sie schränkt von vornherein
den Handlungsspielraum der Familien­
mitglieder ein. Das Kind und die Ehe­
frau wissen, daß der Vater bzw. Ehe­
mann stärker ist und übertreten erst
gar nicht ihre durch die Familie ge­
steckten Grenzen. Die Gewalt, über die
der Ehemann und Vater verfügt, stützt
sich nicht so sehr auf seine eigene
Stärke als auf die Rückendeckung, die
ihm durch die staatlichen Institutionen
und kulturellen Normen geboten wird.

Erica Fischer _

Bücher:

Fischer/Lehmann/Stoffl, Gewalt gegen
Frrzuen, Kiepenheuer & Witsch
Haffner, Gewalt in der Ehe, Wagen bach
WAT25
Pizzey, Schrei leise, dva
PIetscher, Weggehen ist nicht so einfach, Ge­
walt gegen Frauen in der Schweiz, Limmat·
Verlag.
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CI> mit Freundinnen und ihren Kindern in
::::l

1! Wohngemeinschaften ziehen. Denn der
c::
~ Aufenthalt im Frauenhaus kann nur
~ eine übergangslösung sein, eine Periode,

wo die Frauen rechtliche, medizinische,
psychologische Hilfe erhalten und wo
ihnen der Weg fiir einen neuen selb­
ständigeren Anfang geebnet wird.

Und in Österreich?

Nachdem die ÖVP-Gemeinderätin
Marlies Fleming am 24. Oktober des
Vorjahres einen Antrag für ein Heim
zum Schutz für Frauen und Kinder in
den Gemeinderat einbrachte, gingen die
SP-Frauen Dohnal und Leirer in die
Offensive. Und hatten, wohl auch in
Anbetracht der kommenden Kommu­
nalwahlen, Erfolg. Am 11. April wurde
der Trägerverein gegründet, ein Haus
im 2. Bezirk ist in Aussicht, Budgetzu­
sagen der Stadträte Stacher und Mayr
haben sie in der Tasche.

Wie konnte es dazu kommen, daß ein
solches Frauenhaus in Wien der Frauen-
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bewegung einfach so vor die Nase ge­
setzt wird? Kontakte zwischen Dohnal/
Leirer und Schlaffer/Benard, die sich
als erste ernsthaft für die Schaffung
eines Frauenhauses eingesetzt haben,
gab es schon seit einiger Zeit. Die bei­
den Wissenschaftlerinnen beschränkten
sich aber in erster Linie auf ihre - sehr
wichtige - empirische Arbeit zur Erfas­
sung des Bedarfs für ein solches Haus.
Der Informationsfluß zwischen Ihnen
und der Frauenbewegung war stockend.
Informationsgespräche brachten nicht
viel, weil die Vorstellungen sehr vage
waren. Etwas konkreter arbeitete eine
Gruppe von Studentinnen der Sozial­
akademie Ottakring. Auch sie hatten
Kontakt mit Irmtraud Leirer. Leirer
zeigte den jungen Frauen die Möglich­
keit auf, mittels eines Konzepts und
der Gründung eines Trägervereins even­
tuell eine Subvention der Gemeinde er­
halten zu können. Daraufhin erstellten
drei der Studentinnen ein Konzept
auf der Basis der vorliegenden Litera­
tur aus dem Ausland und eigenen Vor­
stellungen und übergaben es (unvor­
sichtiger- und naiverweise) Irmtraud
Leirer. Eine Absprache mit Schlaffer/
Benard fand anscheinend vorher nicht
statt. Dann fuhren sie zu einem Prakti­
kum ins Ausland.

...der Mohr kann gehen...

Bei ihrer Rückkehr war die Gruppe, die
sich für die Schaffung eines Frauenhau­
ses einsetzen wollte, auf sieben Frauen
angewachsen - und ihr Konzept befand
sich in Händen von Frau Dohnal, die
mittlerweile den genannten Verein pro­
poniert hatte. Noch immer gingen sie
von der Annahme aus, daß sie im Haus
aktiv mitarbeiten und im Vorstand ver­
treten sein würden. Mitte April gaben
Dohnal und Leirer eine Pressekonferenz,
bei der die Studentinnen die Verlesung
ihres eigenen Konzeptes miterleben
durften. Kurz darauf wurde ihnen von
Dohnal und Leirer explizit mitgeteilt,
daß sie nicht Mitglieder des Vereins
sein würden und ihre Anwesenheit im
Haus, wenn überhaupt, auf idealistischer
Basis, d. h. ehrenamtlich in ihrer Frei­
zeit stattfmden würde. (Dohnal in der
Wochenpresse vom 10.5.: "Wir brau­
chen Mitarbeiter noch und noch. Weder
Mitarbeit noch Hilfe ist parteiabhäng­
gig. ")
Resumee der sieben Frauen: ''Wir wer-

den das bittere Gefühl nicht los, daß
wir sowohl von der Politik als auch von
der Wissenschaft bloß benützt worden
sind... Wir wehren uns dagegen, daß die
Idee eines Frauenhauses fzir Wahlzwecke
herhalten muß. Aber auch dagegen, daß
Frauen in ihrer verzweifelten Situation
für wissenschaftliche Forschungsprojek­
te herhalten müssen. "

Resumee eines Informationsabends im
Frauenzentrum war, daß ein Frauenhaus
in Form eines "sozialen Dienstes"
sicher nicht in allen Punkten die Zustim­
mung der Frauenbewegung finden kann,
daß aber momentan kein besserer An­
satz vorhanden ist. Da die SPÖ weiß,
daß sie ohne die Unterstützung der
Frauenbewegung Schwierigkeiten mit
diesem Haus haben wird, es wohl alleine
auch nicht schafft und mit der Gratis­
Mitarbeit engagierter Frauen rechnet,
ist vorerst einmal beschlossen worden,
einer Frau aus der Frauenbewegung die
Geschäftsführung zu übertragen. Inwie­
weit dies ausreicht, um bei der Art,
wie das Haus geführt wird, mitreden zu
können, wird sich weisen. (Spätestens
seit der Arena wissen wir, wie's die
Gemeinde macht.) Vorerst klingt das
SP-Konzept recht liberal, d. h. in erster
Linie, daß die Selbstverwaltung gewähr­
leistet werden soll. Festzuhalten scheint
man allerdings am Kleinfamilienkonzept
- vorgesehen sind etwa 10 Räume für
20 Frauen mit ihren Kindern: jeweils
ein bis zwei Frauen sollen mit ihren
Kindern ein Zimmer bewohnen. Not­
wendig wäre eine viel flexiblere Raum­
einteilung, um den unterschiedlichen
und sich auch im Zuge ihres Aufenthalts
ändernden Bedürfnissen der Frauen ge­
recht werden zu können. Die Möglich­
keit einer getrennten Unterbringung
von Müttern und Kindern muß unbe­
dingt geschaffen werden.

Sozialarbeiterinnen, die die bürokra­
tische Arbeitsweise der Magistrate ken­
nen, sind skeptisch. Die Frauen aus der
Frauenbewegung werden abwarten, sich
aber, wenn nötig, mit solidarischer Kri­
tik nicht zurückhalten. Bei aller Wert­
schätzung für die SP-Frauen, die sicher
innerhalb der Partei einen harten Kampf
auszufechten hatten, um dieses Pro­
jekt durchzubringen, - eine wirklich ge­
meinsame Lösung, die der Bedeutung
der autonomen Frauenbewegung - ge­
rade in dieser Frage - gerecht wird,
wäre uns lieber gewesen.

Erika Fischer •



Frau Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung, Dr. Herta Firnberg,
wußte da Rat zur Emanzipationspro­
blematik: Die Frauen müßten sich
eben einfach "durchboxen": individuell,
am Arbeitsplatz und zu Hause. Dies
sei schließlich ein nachweislich erfolg­
reiches Emanzipationskonzept. Es gäbe
ja sogar Frauen in der Regierung, im
Parlament, in den Landtagen. Wenn das
kein Beweis ist...

Man könnte Feminist(in) werden,
kämpferische(r)...
Unmut wurde kaum laut; geäußert wur­
de keiner. So wurde denn auch mit Er­
staunen registriert, daß gerade die Vor­
sitzende der SP-Frauen, Herta Firnberg,
bei der Neuwahl des Frauenbundes­
komitees die meisten Streichungen er­
hielt, und zwar mit Abstand. Ledig­
lich 270 von etwa 304 SP·Frauendele­
gierten wollten sie im Präsidium. Es
reicht aber - Frau Bundesminister wird
auch die nächsten zwei Jahre als SP­
Bundesfrauenvorsitzende fungieren
dürfen.
Es geht hier nicht darum, gängige Kli­
schees zu unterstützen. Es geht aber sehr
wohl darum, sie dort zu bekämpfen,
wo sie Wirklichkeit werden.

C. V./R.P. •

SPÖ-Bundesfrauenkonferenz

~~Durchboxen,

Die delegierten Genossinnen lasen wäh- Eröffnung gehört zu haben und nach
rend der zwei Tage, die die Bundes- den eigenen Worten des Dankes empfah­
frauenkonferenz lief, kaum in bürger- len sich die Spitzengenossen wieder
lichen Frauenmagazinen. "Die Frau", still und leise. Lediglich Justizminister
Zeitschrift der SP-Frauenorganisation, Broda verblieb etwas länger. Schließ­
kam den einschlägigen Bedürfnissen aus- lieh drehte sich ein wesentlicher Teil
reichend entgegen. Schön übersichtlich der SP-Bundesfrauenkonferenz um die
gegliedert, mit nützlichen Ratschlägen Familienrechtsreform, in der zahlrei­
für die Frau versehen, bietet sich das ehe Delegierte dem Minister den man­
Magazin der geneigten Genossin dar: gelnden Schutz der Familie vorzuwer­
Tier- und Pflanzenecke, Kleiderschnitt- fen hatten - ein zumindest fragwürdi­
muster, Wirtschaft und (partei-)Politik ger Vorwurf, der in nur leicht modifi­
"für die Frau" runden das Frauenbild zierter Form dem Justizministerium von
ab, das sich die Partei und ihre Frauen- konservativer Seite her gemacht wird.

organisation von der Rolle der Frau in Ein typisches Beispiel für die Haltung
der heutigen Gesellschaft machen. der SP-Delegierten mag vielleicht auch

Selbstverständlich: Die führenden Ge- die Diskussion um den 6-Stunden-Tag
nossen wissen um die Bedeutung ihrer sein: Es war dies einer der wenigen An-

Genossinnen, die gemeinsam träge, der erst nach längerer Diskussion
mit den Genossen kämpfen wollen - die Konferenz passierte, und mit immer­
ein Gedanke, der so abstrakt seine Be- hin mehr als 50 Gegenstimmen aus dem
rechtigung hat. Die Rolle allerdings, Kreis der etwa 300 Delegierten. Von
die die SP-Frauen ihren Genossinnen den Gegnern wurde insbesondere kriti­
zuweisen, unterscheidet sich recht wenig siert, daß dieses Mehr an Freizeit ins­
von konservativen Vorstellungen: besondere von den jugendlichen Arbei­
Die Mithilfe ist insbesondere erwünscht tern und Angestellten nicht verkraftet
bei diversen organisatorischen- sprich werden könnte und diese dann "nur
Büro-arbeiten, bei der Kolportage der noch mehr in Discotheken herumhän­
Hausillustrierten "Die Frau", bei der gen". Dies mußte als Argument dafür
Alten- und Krankenpflege und bei di- herhalten, daß die Frau dann einem
versen Kleinarbeiten auf der untersten noch stärkeren Streß unterläge.
Parteiebene. ="'--=---~~-'"'"':II_,=,"::-rr-~-~="C":'~~M"1""~"'"

Dafür wissen auch die Spitzengenossen
ihren Mitstreiterinnen Dank: Kreisky,
Benya, Czettel und Marsch hielten be­
wegte Einftihrungsreferate, wobei bei­
spielsweise Kollege Benya wohlweislich
darauf verzichtete, sein spezifisches
Konzept der Bekämpfung der Arbeits·
losigkeit aufzuwärmen ("Zuerst die
Gastarbeiter und die Frauen nach Hause
schicken, so sollten wir durchkom­
men", in diesem Sinne hatte sich
Kollege Benya bei anderen Gelegenhei­
ten geäußert.).

Freilich - nach dem tief empfundenen
Genuß, den strahlenden öGB-Chor zur
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alltägliche
telbar an die einstürzenden Teile gren­
zenden Liftschachtes) festgestellt wur­
den, so sprach das Sachverständigengut­
achten doch davon, daß diese Bauweise

?~~~.. "r2
~

.a:::.J­
"nicht geeignet ist, einem stärkeren
Druck standzuhalten". Beim zweiten
Unfall waren, wie die Voruntersuchun­
gen ergaben, jedenfalls keine äußeren
Einwirkungen vorhanden. Es wurde fest­
gestellt, daß so eine Fertigteilwand
maximal geeignet sei, sich selbst zu tra­
gen und einen gewissen Seitenwind aus­
zuhalten. Jeder Laie wird begreifen, daß
dies eine Frage der Konstruktion ist,
an der der verurteilte Polier sicher kei­
nen Anteil hat. Und jeder kann sich
auch vorstellen, was es bedeutet, in Ge­
bäuden, die so errichtet werden, zu
wohnen oder zu arbeiten. Wenn so ein
Haus einmal im Betrieb zusammen­
stürzt, darm wird man die Schuldigen

und auch ihren Gewinn daraus ziehen ­
die Firmenbosse und die Architekten
wurden nicht belästigt . , so blieb in
der Verhandlung die Schuld am Klein­
sten hängen. Der Bauleiter Ing. P.
wurde freigesprochen, weil er am Ta­
ge des Unfalls nicht auf der Baustelle
war. Als ob ein Bauleiter nicht sei-

nisten auf solch eine Frozzelei reagie- wären. Der Polier A. wurde zu einer
ren. Geldstrafe von 22.500,- Schilling

verurteilt. Jetzt wäre es billig zu fra­
gen, wieviel ein Menschenleben wert ist,
aber andere Fragen erheben sich schon:
Der Verdacht, daß es sich um einen
Konstruktionsfehler handelt, der als

Am Polier blieb 's hängen: In der Jän- solcher erkannt wurde, aber aus Grün­
nernummer von OL berichteten wir über den der Gewinnmaximierun~ nicht be­
zwei tödliche Arbeitsunfalle bei der hoben wurde, ist nach wie vor sehr
"Wiener Baustoff- und Betonsteinwerke dringend. Er wurde in der Verhand­
Ges.". Innerhalb weniger Wochen wur- lung nicht entkräftet, wenn auch im
den zwei Arbeiter von Betonfertigtei­
len, die aus der Verankerung rissen
und umstürzten, während der Montage­
arbeiten erschlagen. Im Mai fand nun
die Gerichtsverhandlung wegen des
ersten Unfalls statt. Wegen fahrlässi­
ger Tötung waren der Polier A. und der
Bauleiter Ing. P. angeklagt. Wurde
schon in der Anklageerhebung ziemlich
tief gegriffen, das heißt, die großen

Tiere, die tatsächlich für die lebensge- Falle des erster. Unfalls äußere Einwir­
fahrliche Bauweise verantwortlich sind kungen (schlechte Schalung eines unmit-

ne Anweisungen geben könnte und
gibt, als ob diese Anweisungen nicht
auch in seiner Abwesenheit einzuhalten

Wiener Verkehrsbetriebe: Da gibt's seit
emlger Zeit eine Seniorenaktion der
Verkehrsbetriebe. Pensionisten zahlen
ermäßigte Autobustarife. Wer die Höhe
zehntausender Pensionen kennt und
weiß, daß oft der Fahrpreis einen Aus­
flug in den Wienerwald vereitelt, wird
diese Aktion begrüßen. Fast alle priva­
ten Autobuslinien haben sich dieser
Aktion angeschlossen - ob aus sozialem
Denken, Geschäftsgeist oder auf
sanften Druck der Gemeinde, tut nichts
zur Sache. Nur auf einer Linie müssen
die Pensionisten den vollen Preis bezah­
len: für eine Fahrt von Grinzing auf
den Kahlenberg. Diese Linie wird von
den städtischen Verkehrsbetrieben ge­
führt. Das hat zu Recht einen Herrn
Wallner geärgert - ist es doch wunder­
schön, am Kahlenberg spazieren zu
gehen, aber der Aufstieg sehr beschwer­
lich - und er hat einen Brief an die AZ
für die Seite des Bundeskanzlers ge­
schrieben, mit der Bitte um Änderung,
versteht sich. Die Antwort Dr. Kreiskys
will ich den OL-Lesern nicht vorenthal­
ten: Die Sache fallt nicht in seine
Kompetenz, aber er hat den Vorschlag
an den zuständigen Stadtrat Nekula
herangetragen. Aus dessen Antwort geht
hervor, daß diese Strecke eine reine
Bergstrecke ist, und daß Bergstrecken
im Betrieb sehr teuer kommen. Daher
gibt es dort einen höheren Tarif und
keine Ermäßigung. Dann folgt eine Auf­
zählung aller möglichen Verbilligungen
für Pensionisten woanders und die
Feststellung, daß es dem Bundeskanzler
leid tut, keine bessere Benachrichtigung
geben zu können. Schade, daß die AZ
keine Antworten auf die Antworten
druckt. Es wäre interessant zu wissen,
wie Herr Wallner und andere Pensio-
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geschichten

wahrscheinlich in der Portierloge suchen
- jedenfalls nicht in der Direktion der
Baufinna. Aber darin hat unsere Recht­
sprechung ja eine unselige Tradition:
Beim Ringtheaterbrand im vorigen Jahr­
hundert gab es ein Dutzend Angeklagte,
und je höher einer im Rang war, desto
freier wurde er gesprochen.

Kampf um Verletzte

Kampf um Verletzte: Eigenartige Zu­
stände herrschen in Österreich auf dem
Gebiet des Krankentransports. Mitte
Mai gab es auf der Bundesstraße 39 bei
Hofstetten Nö einen Verkehrsunfall
mit vier Schwerverletzten, darunter ein
12jähriges Kind, das im Spital seinen
Verletzungen erlag. Das Rote Kreuz
in Hofstetten wurde verständigt und
kam mit einem Wagen. Dieser konnte

nur zwei Opfer mitnehmen. Die Rot­
kreuzleute forderten einen zweiten Wa­
gen an, aber nicht beim Arbeitersama-
riterbund, der drei Kilometer entfernt
einen Stützpunkt mit freien Kranken­
wagen hat, sondern beim zwölf Kilo­
meter entfernten Rot-Kreuzstützpunkt
in Obergrafendorf.

Also lagen zwei Verletzte bei strömen­
dem Regen und eisiger Kälte (es war
20 Uhr) auf der Landstraße - bewacht
von der Gendarmarie, die auch erst
auf die Idee kam, den nahen ASB­
Stützpunkt zu verständigen, als die
Zuseher dies forderten. Inzwischen war
so viel Zeit vergangen, daß der Wagen
aus Obergrafendorf auch schon da war.
Jetzt könnte man sagen: na das ist eben
eine Schlamperei oder Gedankenlosig­
keit gewesen - warum erzählt ihr das
so breit? Weil dieser gefährliche Unfug
Methode hat! Der Kampf zwischen Ro­
tem Kreuz und Arbeitersamariterbund
um die Verletzten ist schon uralt. Da­
bei geht es um die Transportkosten,
die die Krankenkassa bezahlt: 302,40

Schilling. Offensichtlich gibt es Mitar­
beiter von Rettungsdiensten, die das
Geld über die rasche Hilfeleistung
stellen. Dieser skandalöse Zustand
müßte schleunigst abgestellt werden. In
Wien, wo es früher zu ähnlichen Miß­
ständen kam, bestimmt seit längerer
Zeit die Einsatzzentrale der Rettung,
welche Gesellschaft auszufahren hat.

Mühlviertler Geschiifte: "Mühlviertler
Nachrichten", eine Bezirkszeitung der
öVP brachte in einer ihrer letzten Aus­
gaben einen ganzseitigen Artikel über
die Ortsgruppe der FPö der Marktge­
meinde Neugallkirchen. In dieser Ge­
meinde spielt die FPÖ (fast hätte ich
geschrieben "Gott sei Dank", was na­
türlich falsch wäre, da es ja den dor­
tigen Wählern zu danken ist) so gut wie
keine Rolle. Sie war und ist nicht im
Gemeinderat vertreten. Dies soll sich

nun nach dem Willen der FPÖ und of­
fensichtlich auch der ÖVP-Zeitung
schleunigst ändern. Dieser Artikel ist ein
reiner Werbeartikel, in dem der Hoff­
nung Ausdruck gegeben wird, daß
sich der neue Ortsgruppenftihrer der
FPö profIlieren wird und die FPö dem­
nächst als vierte Partei in den Gemeinde­
rat einzieht. Ja, und wer jetzt eine ver­
stärkte BÜfgerblockpolitik des reaktio­
nären Lagers wittert, der hat nur zum
Teil recht. In derselben Nummer der
"Mühlviertler Nachrichten" ist ein be­
zahltes Großinserat der Baumschule
Pfleiderer. Na und? Und der Geschäfts­
führer dieser Firma und die neue Führer­
persönlichkeit der FPÖ in Neugall­
kirchen ist ein und dieselbe Person.
Das ist das Typische an reaktionärer
Politik, daß sie sich so ohne Schwie­
rigkeiten mit den jeweiligen Geschäfts­
interessen verbinden läßt, ja langfristig
und global geradezu mit diesen iden­
tisch ist.

Herbert Brunner •

AUFRUF
AKTION KINOMOBIL FÜR
ZIMBABWE

Der Kampf der Völker des südlichen
Afrikas gegen Rassismus, Apartheid
Kolonialismus konzentriert sich in die­
sem Jahr vor allem auf Zimbabwe.
Das illegale Smith-Regime versucht
durch Terrorangriffe auf die Basen
und Flüchtlingslager der Befreiungs­
kämpfer in Mosambik und Sambia
die Vorherrschaft der weißen Sied-
ler zu retten. Die Organisation
Afrikanischer Staaten, die Vereinten
Nationen sowie demokratisch ge­
sinnte Menschen und Organisationen
in aller Welt haben diese Versuche
verurteilt und zur Unterstützung
der Patriotischen Front zur Befrei-
ung Zimbabwes aufgerufen.
In ihren weitverstreuten Ausbil­
dungs - und Flüchtlingslagern in
Mosambik will die Patriotische
Front ein mobiles Kino einsetzen,
um ihre Schulungsarbeit zu ergän­
zen und zu verbessern. Fortschritt­
liche Dokumentar- und Spielfilme
sowie Lehrfilme sollen die Flücht­
linge und Befreiungskämpfer infor­
mieren, ausbilden und mobilisieren
helfen.
Die 'Ak tion Kinomobil für Zimbabwe
will bis Sommer 1978 mindestens
500.000,- S aufbringen, um den
Kauf eines Kinomobils auf Land­
rover-Basis ind. Ersatzteilen und
einer kleinen 16-mm Filmothek
zu ermöglichen.
Wir rufen daher alle demokratischen
Filmfreunde und Filmschaffende,
alle Journalisten und Mitarbeiter
im Fernsehen und Rundfunk sowie
Medienarbeiter in Bildungseinrich­
tungen auf, diese Aktion zu unter­
stützen und so einen Beitrag prakti­
scher Solidarität mit dem Kampf
des Volkes von Zimbabwe zu leisten.

Die Aktion 'Kinomobil für Zimbabwe'
will nicht nur Geld zur Unterstüt­
zungdes Befreiungskampfes sam­
meln, sondern auch über die Situation
im südlichen Afrika informieren.
Zu diesem Zweck steht der Film
'Das letzte Grab in Dimbaza' zur
Verfügung. Der Film kann für In­
formationsveranstaltungen ausge­
liehen werden bei:

filmladen
Spittelbergg. 5, 1070 Wien
tel: 934362

Auch Broschüren und Plakate können
gekauft werden.
Bitte alle Spenden auf das Konto
ZspK. 784 000 267 unter dem
Stichwort 'Kinomobil' .
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(stadtrat Mayr ist Wiens "Finanzminister")

größer -

können die durch diese Großprojekte
angestrebten Ziele nicht erreicht wer­
den. So erscheint es beispielsweise
höchst unwahrscheinlich, daß das ge­
plante U-Bahn-Netz jemals fertiggestellt
werden kann. Ein halbfertiges U-Bahn­
Netz wie jenes in Wien, führt mit den
damit verbundenen Auflassungen inner­
halb des bestehenden engmaschigeren
Straßenbahnnetzes sogar insgesamt zu
einer Verschlechterung der Versorgung
der Bevölkerung mit öffentlichen Nah~

verkehrsmitteln.
Die Bevorzugung von Großprojekten ge­
genüber dezentralen kleineren Projekten
entspricht ansich dem Wesen hierar­
chisch aufgebauter Bürokratie. Indes ist
in Wien diese Bürokratie ihrerseits gar
nicht in der Lage, diese Großprojekte
organisatorisch zu bewältigen. Daher
müssen parallel zur bürokratischen Ge­
meindeverwaltung neue Organisations­
fonnen zur Bewältigung dieser Probleme
geschaffen werden, z. B. die Projekt­
organisation Donaubereich, wo alleine
die zur Beratung der politischen Or­
gane geschaffene Jury die Gemeinde
Wien und letztlich uns alle 50 Mill.
Schilling kostet. Auch für das allgemeine
Krankenhaus besteht ein von der büro­
kratischen Verwaltung abgehobenes
Management, das die Koordination und
Organisation der Planung durchführt,
sowie die einzelnen Magistratsabteilun·
gen untereinander abstimmt.
Darüber hinaus können, wie sich in Wien
gezeigt hat, Großprojekte zu beträcht­
lichen Verschiebungen der Wirtschafts­
struktur führen. Da diese Großprojekte
sehr eng mit den Interessen von Groß·
konzernen (Siemens richtet das AKH
ein) und anderen Großunternehmen ver­
flochten sind, kommt es vor allem
in der Bauwirtschaft zu einer Um·
strukturierung der Betriebsgrößen. Nur
Großunternehmen mit hochqualifIzier­
tem Maschinenpark bleiben bei der
Auftragsvergabe im Rennen. Klein· und
Mittelbetriebe, die im Gegensatz zu den
kapitalintensiven Großbetrieben, eher
als arbeitsintensiv gelten, werden rui­
niert. Das schlägt sich direkt in einer
vor allem in letzter Zeit steigenden Ar­
beitslosenzahl in der Baubranche nie­
der, was wiederum schon zur fast fa­
talen Folge hat, daß der Druck der
Großunternehmer in bezug auf die Pla­
nung weiterer Großprojekte steigt. Als
stärkstes Druckmittel dient zweifellos
das Argument der Arbeitsplatzsiche­
rung.

-

Die Vorgangsweise der Gemeinde Wien
entsprach nicht diesen Anforderungen.

Im Gegenteil, sie trug zur Konjunk­
turüberhitzung und damit zum be­
schleunigten und verstärkten Konjunk­
turrückgang bei, deren auslösendes Mo­
ment bekanntlich die Energiekrise war.
Durch die FinanZierungsschwierigkeiten
traten nun Zeitverzögerungen auf, (z.B.:
AKH), die noch zu zusätzlichen Kosten
führten und die Fertigstellung der Pro·
jekte überhaupt in Frage stellt. Dadurch

Trotzdem ist die Finanzierung dieser
Großprojekte keineswegs ausreichend
gesichert, mangels einer realistischen
Abschätzung der Kostensteigerungen,
die durch die Projekte selbst mitver­
ursacht wurden. Sie bedeuteten ja
schließlich in der Phase der Hochkon­
junktur eine zusätzliche Nachfrage, was
nach dem Marktgesetz: verstärkte Nach­
frage führt zu Preiserhöhung, zur
Kostenexplosion führte. Außerdem ent­
spricht diese Vorgangsweise, in Zei­
ten der Hochkonjunktur verstärkt zu
investieren, nicht der Aufgabe der
öffentlichen Hand, antizyklisch auf das
Wirtschaftsgeschehen einzuwirken;
antizyklisch bedeutet, bei Hochkon­
junktur zurückhaltend, und bei Stag­
nation belebend auf die Wirtschaft
zu wirken.

Groß

Großprojekte - ihre sozial­

politischen und

wirtschaftlichen Konsequenzen

Es zeigt sich, daß diese Projekte auf
Grund ihrer Kapitalintensität in Zeiten
wirtschaftlicher Stagnation - hohen In­
flationsraten - durch enonne Kostenstei­
gerungen gekennzeichnet sind. In Wien
bedeutet das, daß bereits 3/4 des mit­
telfristigen Investitionsrahmens nur für
diese Großprojekte aufgeht. Diese Um­
verlagerung von Mitteln innerhalb des
Budgets in Richtung Großprojekte führt
dazu, daß andere soziale Aufgaben,
wie Bildungs- und Kulturpolitik sozialer
Wohnbau, Wasser- und Gasversorgung,
Abwasserreinigung, Müllbeseitigung etc.,
nicht entsprechend erfüllt werden kön­
nen.

Wir sehen also einerseits Vergeudung
öffentlicher Mittel für Großprojekte,
andererseits eine öffentliche Armut bei
sozialen Dienstleistungen. Im Extrem­
fall führt das dazu, daß eine Volksver­
tretung mit sogenannten sozialistischen
Grundsätzen bereits jahrzehntealte bür­
gerliche Forderungen nach Reprivati­
sierung kommunaler Aufgaben zu ihrem
eigenen Programm erklärt.
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Allgemeines Krankenhaus: Am Mayrsten?

der Macht erreichen. " ce
lI)

Gesundheitsassessor Loperj'ido: "Be- 3
lI)

nützt die Klinik in eurem Quartier und S'
0.

beteiligt Euch an ihrer Verwaltung. " lI)

~,
lI)

::JDas höchste Prinzip der Bologneser Ge­
sundheitspolitik lautet: "non-delega
della salute" was bedeutet: "Delegiere
nicht deine Gesundheit (an irgendwel­
che Instanzen)". Daß dieses Prinzip im
krassen Gegensatz zur Wiener Gesund­
heitspolitik steht, mit dem Bau des
superzentralen Krankensilos AKH, liegt
auf der Hand.
Dezentralisierung, Verantwortung und
Bewußtsein an der Basis, Mitbestim­
mung, ja sogar Selbstverwaltung sind
nicht nur ScWagworte in diesem "roten
Bologna", das seit 1945 mit kommuni­
stischer Mehrheit regiert wird.
Aber auch aus ihren eigenen Reihen
scWägt der Wiener SPÖ in letzter Zeit
immer mehr Kritik entgegen. Egon
Matzner, Chefideologe der Sozialisten,
fordert in seinem durchaus lesenswer­
ten, wenngleich vielleicht doch zu opti­
mistischen und durch idealistische Leit­
bilder geprägten, neuen Buch Wohl­
fahrtsstaat und Wirtschaftskrise - Öster­
reichs Sozio.listen suchen einen Ausweg,
(ro-ro-ro-Taschenbuch) eine Neuorien­
tierung der Kommunalpolitik.

Soziales Leben soll rekonstruiert wer­
den, die gesellschaftlichen Vorausset­
zungen sind zu schaffen, daß die Men­
schen zu sich selbst finden können,
weniger bürokratische Betreuung und
Bevormundung, mehr Selbstorganisa­
tion, Selbsttätigwerden usw. Und dort
wo das nicht von selbst kommt, soll
das von der Gemeinde gefördert wer­
den.

In der Theorie nimmt sich das gut aus,
ob in der Praxis eine solche die Staats­
struktur und den Staatsaufbau in Rich­
tung Dezentralisierung der Macht ver­
ändernde Politik zu realisieren ist,
bleibt offen. Besonders fraglich er­
scheint es, ob politische Dezentralisie­
rung im Interesse der derzeitigen gesell­
schaftlichen Machtverhältnisse im Staat
gelegen ist.

Wesentlich erscheint die Änderung der
Entscheidungsverhältnisse. Es ist müßig
darauf zu warten, daß diese von oben
"verordnet" werden. Veränderungen
können nur durch organisierten, massi­
ven politischen Druck der fortschritt­
lichen Kräfte erreicht werden.

Hannes Hauser •

Es geht auch anders

Eines ist klar: die Probleme liegen in
allen europäischen Großstädten ähnlich
gelagert: Verkehrsmisere, VerscWechte­
rung der Lebensqualität vor allem in
den inneren, dicht bebauten Bezirken,
Isolation, Vereinsamung vor allem der
sozialen Randgruppen (Behinderte, Pen­
sionisten etc.) usw. Daß diese Probleme
auch anders zu bewältigen sind als bei
uns in Wien, zeigt uns das Beispiel der
Stadtverwaltung von Bologna in Ita­
lien: Bürgermeister Zangheri: "Um po­
sitive Ergebnisse in der Stadtverwaltung
zu erzielen, müssen wir jede rein ad­
ministrative Entscheidung venneiden ".
Planungsstadtrat Collombari: "Wir wol­
len durch die Anwendung der demokra­
tischen Mitbeteiligung die Sozialisation

Verkehrsnetzes und einem zweifelhaften
Ersatz durch ein U-Bahn-Netz. So
kommt es zu einer Zentralisation der
Erholungsflächen im Bereich der Donau,
anstatt zu einer größeren Streuung
der Naherholungsgebiete.

Großprojekte: Technisierung
kontra Humanisierung der Stadt

Daß Großprojekte auch unmittelbare,
direkte Konsequenzen für jeden ein­
zelnen spürbar machen, liegt auf der
Hand. Transparenz, Kontrolle und Mit­
bestimmung durch die Bevölkerung
scWießen Großprojekte schon allein
durch ihren komplex formulierten und
von technokratischem Fachwissen ge­
prägten Arbeitsablauf aus. Großprojekte
tragen dadurch nicht zu einer humanen,
bevölkerungsnahen Gestaltung des Le­
bensraumes bei; ganz im Gegenteil, sie
fördern die Gegensätze zwischen Ent­
scheidungsträgern und Betroffenen und
führen daher an den Interessen der Be­
völkerung vorbei. Bestehende, dezen­
tral gewachsene kommunale Institu­
tionen werden durch zentrale, inhumane
und entfremdete soziale Einrichtungen
ersetzt. So kommt es zum Prestige-Bau
des AKH ("modernstes medizinisches
Zentrum der Welt") und zur Demon­
tage der dezentralen Spitalspavillons. So
kam es zur Demontage der freiwilligen
Fürsorgeräte. So kommt es zur Demon­
tage des weitverzweigten öffentlichen
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Planquadrat

''Planquadrat zeigt das Abenteuer eines
Stückehen Stadt, das sich zur Wehr setzt
gegen Verplanung und Verfall. Plfln­
quadrat erzählt, wie Bürger, Verwal­
ter, Stadtplflner und Politiker unter­
stützt durch das Medium Fernsehen,
umdenken lernen: einige überraschend
schnell, einige erst nach massivem
Druck. Der Schauplatz dieser Geschich­
te im Spannungsfeld zwischen Alt und
Neu, Hoffnung und Enttäuschung, Dy­
namik und Apathie ist Wien'~ (Veitl,
Guggenberg, Pirker: Planquadrat; Paul
Zsolnay Verlag Wien 1977)

Die Ausgangslage:

• Das Planquadrat: Ein Häusergeviert
im 4. Bezirk mit mehr als 500 Be­
wohnern (umgeben von Margareten·
straße - Preßgasse - Mühlgasse ­
Schikanedergasse). Der Innenhof in
in seiner Gesamtheit (8.770 qm)
ist durch Mauem und Zäune in 34
kleine Hofflächen zerstückelt und ist
nicht zu durchqueren. Neben einem
trostlosen betonierten Gemeinde·
park, der täglich von weniger als 100
Besuchern aufgesucht wird, werden
die anderen Hinterhöfe zum Abstel·
len von Gerümpel, Müll und Autos
verwendet.

• Aufgrund des Bauzustandes von eini·
gen Häusern und der Planungsmaß­
nahmen der Stadtverwaltung, müssen
140 Personen rechnen, umgesiedelt
zu werden. Der Flächenwidmungs.
plan sieht den Abbruch vor. Deshalb
können zur Sanierung der Wohnun·
gen oder zu größeren baulichen Ver·
änderungen keine Förderungsmaß­
nahmen zur Verfugung gestellt wer·
den.
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Die Abwanderung infolge der Ab­
bruchbedrohung und die Besiedlung
der Wohnbauten zerstörten mehr und
mehr das Zusammengehörigkeitsge.
ftihl der alteingesessenen Bewohner·
schaft.

.60 % der Wohnungen bestehen aus
nur 25 - 35 qm Wohnfläche, bei
fast 40 % befinden sich Wasser und
WC oder zumindest eines von beiden
auf dem Flur.

• Der große Anteil von Substandard·
wohnungen verhindert den Zuzug
von jüngeren Bewohnerschichten und
fördert eine kontinuierliche Abwan·
derung. Der Anteil der Kinder unter
15 beträgt nur 12 %, ein Drittel der
Bewohner ist über 60.

• Es gibt zahlreiche Einzelhaushalte.
Die Einsamkeit und Betreuungsbe·
dürftigkeit der alten Menschen ist
groß.

Begonnen hat alles mit der Gartenhof·
idee, durch Öffnung und Ausgestaltung
von Innenhöfen einen wesentlichen Bei­
trag zur Stadtgestaltung zu leisten. Die
städtebaulichen Sünden der Gründerzeit
sollten dadurch teilweise entschärft wer·
den. So hervorragend im Grund diese
Idee ist, so halbherzig und unvollkom·
men ging man an ihre Verwirklichung
heran. Wie schon die Zustandsbeschrei·
bung des Planquadrats zeigt, sind flir
die Bewohner neben der Gartenhofidee
Fragen der Wohnungsverbesserung, der
Verhinderung der Hausabbmche, der
Abänderung der Flächenwidmungsplä­
ne, der Verbesserung der Kommuni·
kationsstrukturen ebenso wichtig und
nur eine kombinierte Behandlung aller
dieser Probleme erscheint zielftihrend.

Das Kompetenzenwirrwarr in der Stadt­
verwaltung, die fehlende Bereitschaft
wichtiger Gemeindeinstanzen die Parti·
zipation von Planungsbetroffenen zu ak·
zeptieren oder gar zu fördern, der ka­
pitalistische Grundstücksmarkt, partei·
politische Engstirnigkeiten etc. verhin·
derten dies bis jetzt. Das Buch be·
schreibt sehr konkret alle diese Barrie·
ren am Beispiel des Planquadrats, dessen
Aktivitäten - dank der durch ein ORF·
Team geschaffenen Öffentlichkeit - nun
schon vier Jahre andauern, tatsächlich
aber zu so wenigen Ergebnissen ftihrten,
daß damit nicht einmal die Gemeinde
protzen will.
Bisherige Ergebnisse: Einige Mauem
wurden niedergerissen, Errichtung eines
kleinen Spielplatzes in Eigeninitiative,
der von den Bewohnern gepflegt wird,
Konstituierung eines Gartenhofvereins,
der zumindest die rechtliche Basis rur
die Selbstverwaltung des noch zu schaf·
fenden Parks ist. Es besteht weiters
noch ein Funken Hoffnung, daß die Ge·
meinde die in den Sechzigerjahren fur
abbruchreif erklärten Häuser vielleicht
doch saniert und nicht abreißt. Trotz
aller vorhin aufgezählten Schwierigkei·
ten und geringen effektiven Ergebnissen,
glauben dennoch viele Planquadratbe·
wohner, daß sich Wertvolles getan hat:
Im Verlauf heftiger Diskussionen kamen
zunächst scharfe Gegensätze zwischen
Alt und Jung, zwischen kinderreichen
und kinderlosen Familien, zwischen Be­
wohnern in verschiedenen Häusern, zwi­
schen Progressiven und eher konserva­
tiv eingestellten Leuten etc. auf. Manch·
mal war das Planquadrat nahe daran, an
solchen Uneinigkeiten der Bewohner
zu scheitern. Schließlich entwickelte
sich aus all dem eine Kommunikations­
struktur, die bei den meisten zu mehr
Offenheit, Engagement, Selbstbewußt·
sein und Toleranz fUhrte.
Ein Beispiel dazu: Mit dem ''Planqua­
dratspieI" sollten die Bewohner auf ei·
ner Spielfläche, die maßstabsgetreu die
Grundrisse der Planquadrathäuser und
der Innenhöfe stellte, mit Spielmarken,
die die vielfältigen denkrnöglichen Tä·
tigkeiten und Gegenstände eines Innen­
hofs abbildeten, ihre Planungswünsche
äußern. Bezeichnend dabei war, daß
lautstarke Tätigkeiten, wie Fußballspie·
len oder Radiohören, vorzugsweise in
jene Planquadratecken verlegt wurden,
die von den Wohnungen der jeweiligen
Spieler am weitesten entfernt waren.
In anschließenden Diskussionen wurde
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vielen klar, wie sehr sie dazu neigten,
nur ihre eigenen Interessen zu fördern,
vor allem durch Verbote, statt sich um
echte Lösungen im Sinne der Wohnge­
meinschaft zu bemühen. Das ''Planqua­
dratspiei" war nur eine von vielen anre­
genden, informationsschaffenden,
phantasievollen und nichtbevormun·
denden oder holzhammerartig wirken­
den Initiativen von Außenstehenden
(ORF-Team, Architekten, Studenten),
die damit als eine Art Katalysator die
vorherrschenden resignativen, passiven
und wenig solidarischen Einstellungen
von Bewohnern in Frage zu stellen. Kin­
dern wurden Videokameras gegeben, um
Bewohner auf ihre Verbesserungswün·
sche hin zu befragen. Bei der Aktion
Diagonal sollten Kinder quer durch das
Planquadrat eine dicke weiße Linie zie­
hen, über alles hinweg, was sich ihnen in
den Weg stellte: Mauem, Zäune, Beton­
wege, Autoabstellplätze... Mit Gegen­
ständen aus Wohnungen eines zum Ab­
bruch bestimmten Hauses wurde eine
Ausstellung organisiert, die über­
raschende Funde zutage brachte. Mit
dieser Aktion konnte sinnlich vermittelt
werden, daß beim Abbruch eines Hau­
ses weit mehr zerstört wird als nur
Mauerwerk und Fassaden.
Die in diesem Buch beschriebene Ge­
schichte des Planquadrats ist nicht zu­
letzt deshalb studierenswert,weil es auf­
zeigt, wo die Reformen anzusetzen ha­
ben. Dazu Gedanken aus einem Auf­
satz von Kainrath über das Planquadrat.

reiche kommunaler Politik. Die derzeit 6
mit einiger Mühe gebastelte "Aufwer- §
tung" der Bezirksvertretungen mutet c

::l
wie ein Werk des Miniaturkunsthand- ~

werks an, angesichts der zu fordernden '"
Größe der Reform.
Eine wichtige Erkenntnis liegt in der
Funktion von Initiativgruppen. So, wie
die Bevölkerung heute unter normalen
Bedingungen in der Passivität gehalten
wird, ist der Verweis: "Nun, warum
lassen sich die Leute denn das und das
gefallen" sehr zynisch.

Eine unorganisierte Bewohnerschaft ist
zur Mitbestimmung einfach nicht in der
Lage. Es bedarfder bewußten Initiative.
So mußte auch im Planquadrat festge­
stellt werden, wie etwa schon lange vor
und unabhängig vom Projekt einzelne
Bewohnergruppen in Gemeindebauten
Anregungen an die Hausverwaltungen
herantrugen - natürlich ohne Echo. Erst
im Zuge des vorbereiteten Projektes
konnten auch diese latent vorhandenenDas Planquadrat besteht nur aus einem

Häuserblock. Aber allein für die Pla- Hausaktivitäten wieder artikuliert wer-
nungsphase waren außer dem beauf- den. Nur zufülligerweise kann sich sol­
tragten Projektteam der Gemeinde (be- che Initiative aus den Reihen der Be­
stehend aus Architekten, Soziologen, troffenen selbst entwickeln - nur dann,
Studenten und Sozialarbeitern) in der wenn die akute Bedrohung sehr dra­
Zeit von Frühjahr 1974 bis Frühjahr 76 stisch ist. In der Regel muß man davon
rund 40 Beamte aus 25 Dienststellen, ausgehen, daß eine Gruppe außerhalb
die sechs verschiedenen Geschäftsgrup- entsteht und die Betroffenen zu organi­
pen zugeordnet waren, mit einem Auf- sieren suchen muß·
wand von etwa 17 ''Mannmonaten'' Mitbestimmungsaktionen, die solche ex­
am Projekt beschäftigt. Trifft eine terne Initiatoren beinhalten, werden
solcherart geteüte und zentralisierte gern in Mißkredit gebracht. Da heißt
Verwaltung auf die Gesamtheit der es, es fehle wohl am eigenständigen An­
Stadterneuerungsprobleme eines einzel- trieb; da wolle wohl jemand sein eigenes
nen Häuserblocks, so ist das, als wollte Süppchen kochen; da würden anständige
jemand mit dem Maschinenpark einer Leute für böse Absichten mif3braucht
Autobahnbaustelle ein schmales Garten- und dergleichen mehr. Wieder bösartiger
wegerl herstellen: die Kolosse stehen Zynismus angesichts der Unterdrückung
einander im Wege! Anstatt daß 25 jeglicher ;fußerung aus der Bevölke­
Dienststellen in jedem einzelnen Häuser- rungsbasis.
block einander auf die Füße treten, um Planung in Stadterneuerungsgebieten
eifersüchtig ihren Einflußbereich zu heißt Planung in bereits "besetzten"
wahren, muß eine kleine Gruppe mit Gebieten - von Menschen besetzten Ge­
umfassenden Kompetenzen ausgestattet bieten. Die Kommunikation mit diesen
werden, deren Grenzen nicht sachlich, Menschen ist hier kein demokratischer
sondern räumlich definiert werden. Luxus mehr, sondern unumgänglich.
So erwächst aus den Erfahrungen mit Ein gestörtes Verhältnis zwischen Bevöl­
dem Planquadrat einmal mehr die Er- kerung und Verwaltung verleitet die
kenntnis, wie dringend ein neues Ver- Verwaltung dazu, sich aus Stadterneue­
hältnis zwischen Zentralverwaltung und rungsprojekten zurückzuziehen, und
dezentraler Bezirksverwaltung erforder- drängt die Bevölkerung, zu resignieren,
lich wäre. Denn was für die Erneuerung d. h. ebenfalls nichts zu tun. Aufrufe
eines Häuserblocks gilt, gilt auch für zur Entfaltung der Privatinitiative sind
die Verkehrsorganisation, die Grünraum- dann wohl nicht mehr sehr vielverspre­
versorgung, die bevölkerungsnahe sozia- chend.
le Infrastruktur, kurz: für viele Be- H. St. •
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Land der Berge
Die schlechte Einkommenslage der Bergbauern ist für andere ein gutes
Geschäft, wirtschaftlich und politisch gesehen. Mit ihr kann man Preis­
erhöhungen durchsetzen, die nicht ihnen, sondern den produktionsstar­
ken Bauern nutzen. Mit ihnen kann man gegen die Milchkontingentie­
rung auftreten, die nicht sie einschränkt, sondern die großen Milchpro­
duzenten, mit ihnen kann man für den Milchkrisengroschen sein, mit
dem sie für die Überschüsse anderer zahlen. Mit itw-er Kultur- und Erho­
lungslandschaftserhaltung, wie fragwürdig diese auch immer sein mag,
kann man in der Öffentlichkeit ein landwirtschaftsfreundliches Image
erzeugen, mit dem davon abgelenkt wird, daß die intensive Landbewirt­
schaftung unsere Umwelt und unsere Nahrungsmittel nicht pflegt, son­
dern schädigt und verschlechtert.
Wenn die Bergbauern eine Prämie für die Landschaftspflege erhalten,
dann können doch auch die Getreidebauern des Marchfeldes einen Zu­
schlag auf den Preis als Abgeltung für ihre Landschaftspflege fordern,
vielleicht, um damit ihren chemischen Krieg gegen Insekten, Unkräuter
und Pilze besser finanzieren zu können.
So spannt gemäß einer langen Tradition jeder die Armut der Bergbauern
vor seinen Wagen: auch die Molkereien, die ihnen nahelegen, ihre Milch­
Iieferleistung zu steigern, auch die sogenannte Landwirtschaftsförderung,
die ihnen einen neuen Stall zinsgünstig vermittelt und auch die Ma­
schinenindustrie, die immer neue und teurere Maschinen anpreist. Und
nicht zuletzt die Touristikindustrie, die sie als Arbeitskraft im Gastge­
werbe und an den Schiliften billig einkauft und sie als alpenländisches
Klischee teuer verkauft.

Der ökonomische Wettlauf
der modernen Landwirtschaft
bringt dem Bergbauern nichts

Seit Jahrzehnten hören wir das Klage­
lied der agrarischen Interessensvertre­
ter , daß es der Landwirtschaft scWecht
gehe. Dies entspricht aus zwei Gründen
nicht der Realität:

a. Die Produktionsvoraussetzungen und
der Boden sind in Österreich extrem
ungleich verteilt.

Die ungleiche Verteilung der Produk­
tionsvoraussetzungen ist ein natürliches
Phänomen. Topographie und Klima bil­
den ihre Ursachen. Hingegen ist die un­
gleiche Verteilung des Bodens ein ge­
sellschaftliches Phänomen. Sie resultiert
daraus, daß es in Österreich niemals eine
grundlegende Bodenreform gegeben hat.
1970 besaß das untere Viertel der
Bauern zwei Prozent, das obere Viertel
72 Prozent, die untere Hälfte der Bau­
ern neun Prozent, die obere Hälfte 91
Prozent des land- und forstwirtschaft­
lichen Bodens in Österreich.
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b. Der Einsatz des agrartechnischen und
agrarbiologischen Fortschritts vergrö­
ßert die Kluft zwischen armen und
reichen Bauern.

Die Mechanisierung und Chemisierung
der Landwirtschaft ist in den landwirt­
schaftlichen Gunstlagen viel einkorn­
menswirksamer als im Berggebiet. Nur
in den Gunstlagen gelingt die Speziali­
sierung der Betriebe und die Konzen­
tration der Produktion, die gleichzeitig
den schwachen Bauern ihre Produk­
tionschancen nimmt.

Der Einsatz des agrartechnischen und
-biologischen Fortschritts erfolgt unter
dem Druck der Konkurrenz zwischen
Industrie und Landwirtschaft um Ar­
beitskräfte und der Konkurrenz zwi­
schen den einzelnen Bauern um Markt­
anteile. Da der Markt aber begrenzt ist
und seit langem schon überfUllt, findet
der Wettkampf der Bauern um Markt­
anteile bei ständig real sinkenden Agrar­
preisen statt. Auf diese Weise findet
seit 20 Jahren ein überaus harter Inten­
sivierungswettlauf der Bauern statt. Was
den günstig gelegnen Betrieben im Tal

aber Einkommenssteigerungen bringt,
führt auf dem Berg häufig nur zu Ver­
schuldung und Mehrarbeit. Die Mechani­
sierung am Steilhang kostet viel und
bringt wenig, die Intensivierung der Pro­
duktion wird durch Mehrarbeit erkauft.
Die Realität der Berglandwirtschaft

sieht also so aus, daß ihr Einkommens­
rückstand durch sinkende Preise und
durch ihre strukturelle Unterlegenheit
im Konkurrenzkampf um Mechanisie­
rung und Intensivierung der landwirt­
schaft ständig größer wird. Was dem
einen Gewinne bringt, führt zum Ruin
der anderen:

Graphik: Was dem einen Gewinne
bringt, führt zum Ruin der
anderen (Entwicklung der
Ertragslage im HocJwlpenge­
biet wut im nordöstlichen
Flach· und Hügelland)

Das Gerede von der scWechten Lage der
Landwirtschaft ist also Ideologie. Es ist
nicht die einzige im Bereich der land­
wirtschaft.

Mittlerweile ist die öffentliche Wert­
schätzung der Bauern als Nahrungsmit­
telproduzenten stark gesunken. Man hat
entdeckt, daß sie Wichtigeres tun: sie
erhalten und pflegen die alpenländische
Landschaft.

Für wen pflegen die Bergbauern
die Landschaft?

Vor ungefahr einem Jahrzehnt wurden
die Bergbauern als Pfleger und Erhal­
ter der Landschaft entdeckt. Hinter
dieser Entdeckung steckt in erster
Linie die Agrarlobby, die eine Markt­
lücke witterte. Angesichts der wachsen­
den Aufmerksamkeit der Medien gegen­
über den Problemen der sogenannten
Umweltverschmutzung wurde die land­
wirtschaft als Gegensatz zur Industrie
zum Synonym für Natur- und Umwelt­
schonung aufgebaut. Die landwirtschaft­
lich genutzten Flächen werden seither
in immer stärkerem Maße als Entgif­
tungszonen für die vergiftete Umwelt
hingestellt. Mittlerweile wurde aus die­
ser Landschaftspflege eine eigene Funk­
tion der gesamten Landwirtschaft ge­
macht. Im Gegensatz zur Erzeugungs­
funktion spricht man in diesem Zu­
sammenhang von der Sozial- oder
Dienstleistungsfunktion der Landwirt-
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Zur Geschichte des
Wiederaufbaus in Österreich

nach 1945
aldemokratischen Reden und von sozial­
demokratischem Handeln)
"Nur Blinde, oder solche, die absicht­
lich blind sein wollen, können es nicht
sehen, daß die Zeit der bürgerlich­
kapitalistischen Wirtschaft, die Zeit der
Privatwirtschaft wenigstens in Europa
vorüber ist. Dieses privatwirtschaftliche,
dieses kapitalistische System hat ver­
sagt. Das Menschengeschlecht verdankt
ihm hundertjähriges Elend, Hunger, Not
und Unsicherheit des Lebens. Zum
Schluß verdankt ihm das Menschenge·
schlecht auf der ganzen Erde zwei
kriegerische, mordende Weltkatastro­
phen. Dieses System muß weg! Dieses
System ist schon weg im völke"eichen
Rußland...dieses System beginnt zu ver­
schwinden im Weltreich England, in
dem sich der demokratische Sozialis­
mus anschickt, ein neues Wirtschafts­
system einzurichten... Überall kämpfen
Sozialisten (Ur eine neue Welt, für die
Welt des Sozialismus. "(4)

einem größeren Zusammenhang gerissen
war, bestand die äußerste Notwendig­
keit, sie wieder in Gang zu bringen, wo­
zu nur die öffentliche Hand imstande
war. Erstens waren viele Unternehmer
geflohen und zweitens war die öster­
reichische Privatwirtschaft wegen des

Diese Aussagen beinhalten jedoch auch
die Illusion, daß eine Rekonstruktion
des Kapitalismus unmöglich sei und
deshalb getrost in die Zukunft geblickt
werden kann, als ob es keine Konzerne
und Monopole in dieser Zeit auf der
Welt gegeben hätte.
Franz Krones argumentierte in diesem
Zusammenhang differenzierter: ''Die
öste"eichische Arbeiterschaft weiß,...

Kapitalmangels vollkommen außerstan- daß die politische Demokratie allein
de, diese Aufgabe zu erfüllen. Der ein- nicht ausreicht, daß sie zu eng ist und
zige Ausweg war die Verstaatlichung." erweitert werden muß. Bisher hat ja
(2) Selbst Bundeskanzler Figel sprach auch in den berühmtesten politischen
sich sogar nach den Wahlen dafür aus Demokratien auf dem Gebiet der kapi­
"dort, wo die ~iva~i~itiative wir,~- talistischen Wirtschaft eine barbarische
schafts.. und SOZIalpolitisch versagt , Diktatur von wenigen Konzern- und
Verstaatlichungen durchzuführen. (3) Monopolgewaltigen gehe"scht. Sie muß

Der Sozialist Paul Speiser erklärte in gebrochen werden. .. "(5)
einer vielbeachteten Rede auf dem Par- Die KPö zeigte bei der Frage der Ver­
teitag 1946: (daraus ist einmal mehr zu staatlichung eine eigentümliche, ja er­
ersehen, unter Berücksichtigung der Ent- staunliehe Haltung. Sie, die in ihrem
wicklung der Sozialistischen Partei und programmatischen Leitsätzen unter dem
ihrer Politik, die Disharmonie von sozi- Titel "Die Wiedergeburt Österreichs"

Deutsches Eigentum und
die Verstaatlichte

Der Wille zur Verstaatlichung manife­
stierte sich in allen drei Parteien, die
auch in der provo Regierung vertreten
waren (öVP, Spö, KPö). Freilich unter
verschiedenen Motivationen.
Der Wahlaufruf der ÖVP vom 4. No­
vember 1945 beinhaltete ein eindeu­
tiges Bekenntnis zur "Vergesellschaft­
Hchung" der ''für die Gesamtheit not­
wendigen und lebenswichtigen Betrie­
be". (1) Warum gerade diese Partei
für die Verstaatlichung eintrat erklärt
Langer in seinem Buch "Verstaatlichung
in Österreich":
"In einem Augenblick, als allgemei­
ner Mangel herrschte, als die Wirtschaft
nicht nur zerrüttet, sondern auch aus

Auf der Potsdamer Konferenz - August
1945 - entschieden die Alliierten, daß je­
nes deutsche Eigentum, das sich außer­
halb Deutschlands befmdet, in Osteu­
ropa der Sowjetunion, im Westen den
westlichen Alliierten zufallen soll. Für
ÖSterreich bedeutete dieser Umstand,
daß je nach Zone deutsches Eigentum
an die jeweilige Besatzungsmacht fiel.

Unter Berücksichtigung dieser von den
Alliierten geschaffenen Realität ist die
Frage der Verstaatlichung und deren Ge­
setzeskraft zu sehen. Die bereits am 5.
September 1945 von der provo Regie­
rung bekanntgegebene Verfügung über
die Verstaatlichung ehemals deutscher
Unternehmen konnte daher keine prak­
tischen Auswirkungen haben. Es war
eine Verfügung ohne Verfügungsgewalt.
Nur eine taktische Maßnahme der provo
Regierung (11. F. Weber) könnte man ihr
zu Grunde legen. Vielleicht auch eine
Demonstration, die den Alliierten an­
kündigen sollte, daß man auf österrei­
chiseher Seite den Beschluß der Pots­
damer Konferenz nicht gewillt ist, hin­
zunehmen.
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Zusammenfassend sei noch erwähnt,
daß die Verstaatlichung ein wesent­
liches Bestimmungsstück der österreichi­
sehen Wirtschaft darstellt, ohne dieser
Verstaatlichung wären z. B. die sozia­
len Fortschritte der Arbeitnehmerschaft
undenkbar, sowoW auf der Tarifseite
als auch auf Ebene der Mitbestimmung.
Das ist die eine Seite, die andere Seite
zeigt eben, daß die verstaatlichte Indu­
strie und die "verstaatlichte" Lohn­
und Sozialpolitik = Sozialpartnerschaft
die Rekonstruktion des österreichischen
Kapitalismus sicherte, unter Abwälzung
der Kosten und Risken auf die Arbeit­
nehmerseite.

bereits 1944 beschlossen hat, daß das
gesamte nationalsozialistische Eigentum
in österreich vergesellschaftet werden
muß, diese Partei schwang sich jetzt
zum Fürsprecher privater Unterneh­
merinitiative auf. Die Sozialistische Par­
tei stieß deshalb bei ihrem Drängen
innerhalb der provo Regierung auf eine
baldige Verstaatlichung paradoxerweise
auf den Widerstand der KPÖ. Dies
läßt sich nur so erklären, daß die KPö
im Interesse der sowjetischen Besat­
zungsmacht gehandelt hat, die sich na­
türlich ihrerseits gegen jede Verstaatli­
chungstendenz verwahrte, da sie da­
durch ihre ökonomischen Interessen
in Österreich gefährdet sah. Dieser
Umstand ist weiter nicht verwunder­
lich, bedenkt man, daß bei einer etwai­
gen Verstaatlichung folgende Betriebe,
die unter sowjetischer Verwaltung stan­
den, in Frage kamen: Die Zistersdor[er
Erdölunternehmungen, die DDSG,
Alpine Montan, GebTÜder Böhler,
Krupp, Hojherr-Schranz, die Wiener
Lokomotivfabrik, AEG-Union, Elin,
Siemens-Schuckert und das Koh­
lenbergwerk Sirius-GTÜnbach.

Allerdings dürfte sich die KPö noch vor
dem 5. September 1945 (Verfügung
über Verstaatlichung) auf ihre program­
matischen Leitsätze besonnen haben, da
die Beschlüsse der prov. Regierung im­
mer im Konsens der drei Parteien ge­
troffen wurden. Im Wahlaufruf der
KPö vom 30. Oktober 1945 heißt es
auch dann: ''Privateigentum ist und
bleibt, was ehrliche Öste"eicher besit­
zen. Staatseigentum muß werden, was
deutsch und faschistisch war ': (6)

Am 26. Juli 1946 beschloß der österr.
Nationalrat das sogenannte "erste"
Verstaatlichungsgesetz. Zirka 70 Unter­
nehmungen waren davon betroffen. Dar­
unter auch die oben erwähnten Be­
triebe sowie die Banken CA-SV, Länder­
bank und das Österreichische Credit­
institut.
Die außerordentliche Kompromißbereit­
schaft der SPö in praktisch-politischen
Fragen läßt sich an diesem Ersten Ver­
staatlichungsgesetz besonders nachwei­
sen. Während die SPÖ noch vor den
Wahlen in einer Schulungsbroschüre
etwa 1.200 Betriebe als verstaatlichungs­
reif angesehen hat (7), fegte ihre Kom­
prornißbereitschaft gleich 1.130 unter
den Tisch.

XXII offensiv links

Das Verstaatlichungsgesetz entfachte er- staatlichen) Grundstoff und Schwer­
neut die Diskussion unter den Allüer- industrie, sowie der Stromversorgung
ten über die Frage des deutschen Eigen- konnten auf Grund des immer domi­
turns. Die Sowjets versuchen im Allüer- nierenderen Einflusses des Bürgertums
ten-Rat ein Viermächteveto gegen das mittels niederer Rohstoffpreise z.B.
Verstaatlichungsgesetz herbeizuflihren, bei Kohle und Eisen auf die Privatin­
das aber auf Grund des Widerstandes dustrie übertragen werden... Nachdem
der westlichen Allüerten nicht zu- sich das öste"eichische Privatkapital
stande kam. Die sowjetische Besatzungs- ökonomisch gestärkt hatte, drängte es
macht verhinderte jedoch die Durch- auch prompt zur Reprivatisierung der
flihrung des Gesetzes in ihrer Zone. (8) wachstumsträchtigen Chemie- und Elek­
Im Dezember 1946 versuchte die österr. troindustrie und zu ''Gesundschrump-
Bundesregierung den versteinerten fungen "der Grundstoffindustrie. "(9)
Standpunkt der sowjetischen Besat-
zungsmacht aufzubrechen, indem sie ihr Die Haltung der Gewerkschaft in dieser
Rückkaufvorschläge für den Komplex Phase der österreichischen Wirtschafts­
der Erdölbetriebe sowie für 44 andere entwicklung wird von Hans Prader tref­
als deutsches Eigentum übernommene fend beschrieben: ''Die Differenz zwi­
Betriebe vorgelegt hat. sehen radikaler Phase und Praxis der
Dieser Vorschlag fand jedoch weder bei Kompromisse mit dem Koalitionspart­
den Sowjets noch bei den anderen ner trat wohl am deutlichsten in der
Alliierten Zustimmung. Den Sowjets Verstaatlichungsfrage hervor, als die Ge­
ging es besonders um den Zugang zur werkschaftsführung die Forderungen
österreichischen Erdölproduktion, dem nach sozialistischer Planwirtschaft und
Westen mißfielen, natürlich auch aus Sozialisierung zwar verbal aufnahmen,
ökonomischen Gründen, die bilateralen aber in der Praxis zugunsten antikom­
Regelungen zwischen Österreich und munistischer Manöver und der Rück­
den Sowjets. sicht auf das Bürgertum von zentralen
Das Zweite Verstaatlichungsgesetz vom Elementen der betrieblichen Forderun­
26. März 1947 erfaßte zusätzlich einen gen zurückstanden. Schließlich wurde
Großteil der Elektrizitätswirtschaft. Die die Verstaatlichte in der Realität zu ei­
Landesgesellschaften der E-Wirtschaft nem Bestandteil des staatsinterventioni­
wurden den Ländern übergeben, die stischen Kapitalismus, der Integration
Verbundgesellschaft wurde dem Bund der Gewerkschaftsspitzen via Mitbestim­
übertragen. mung von oben und der Entstehung ei­
Daß die Verstaatlichung die Rekon- nes Betriebskaisertums... " (l0)

struktion des Kapitalismus in ÖSter­
reich nicht verhinderte, ist hinreichend
bekannt. Die Ursachen dafür liegen
einerseits im Versagen der SPÖ-Poli·
tik bzw. der Gewerkschaftspolitik und
andererseits im Versagen der Konununi­
stischen Partei, der es nicht gelungen
ist, als zweite Kraft der Arbeiterbewe­
gung in Österreich eine revolutionäre
Alternative zur Politik der Sozialdemo­
kratie glaubhaft zu vertreten.
"Die Verstaatlichung war auch Resul­
tat der relativen Schwäche der öster­
reichischen Kapitalisten und der relati­
ven Stärke der öste"eichischen Arbei­
terbewegung. Da aber mit diesem Akt
keinerlei revolutionäre Zielvorstellungen
verknüpft waren, mußten die Form und (1)

die Funktion dieser Betriebe rein ka- (2)(3)
pitalistische Züge annehmen. Die in der (4)

Rekonstruktionsperiode üblichen Extra- (5)
(6)

profite von der (in Österreich eben ver- (7)
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ordnung. Daran gemessen schlugen die
zwei bis drei Prozent des Bruttoso­
zialprodukts, die die USA ...für Aus­
landshilfe... aufzuwenden haben wür­
den, wahrlich kaum zu Buch. 'V)
Der Marshallplan wurde allen Ländern
Europas angeboten, jedoch lag im
Interesse der amerikanischen Politik,
daß die Bedingungen an die Teilnahme­
Länder derart gestaltet sind, daß sie
flir die Sowjetunion unannehmbar sind.
Am 27. Juni 1947 begann die Vorbe­
reitungskonferenz zum Marshallplan,
in deren Verlauf auch prompt die sow­
jetische Verhandlungsdelegation zur Ab­
reise provoziert wurde.

"Im Hinblick auf Westeuropa enthielt
die Auslandshilfe...einen ganzen Fächer
wirtschaftlicher Interessen: unmittel­
bare Exportchancen, die langfristige
Sicherung von Absatzmärkten, die Er­
haltung eines für den Welthandel und
die Weltwirtschaft ausschlaggebenden
Zentrums und schließlich den allge­
meinen Wert Europas für die ameri­
kanische Wirtschafts- und Gesellschafts-

erwähnten Intentionen zu sehen. Die
Internationale Wiederaufbaubank und
der Internationale Währungsfond wur­
den bereits im Juli 1944 gegründet, wo­
bei die USA in diese Institutionen na­
türlich eine beherrschende Rolle einnah­
men.

Nach Ende des zweiten Weltkrieges war
Europa flir die amerikanische Außen­
politik ein wichtiges und williges Inter­
ventionsfeld zur Durchsetzung ihrer
Wirtschaftsinteressen. Zumal es galt, den
sowjetischen Interessen energisch ent­
gegenzutreten und gleichzeitig im We­
sten die ökonomisch politische Vor­
machtstellung zu sichern. Hauptaugen­
merk lag daher am Wiederaufbau
Europas im allgemeinen und Westeu- "Unter dem Druck der UdSSR verlie­
ropas im besonderen, um eine "markt- ßen auch die sechs osteuropäischen
wirtschaftliche" Basis zu errichten und Delegationen die Konferenz, so daß
zu stabilisieren, die den eigenen Wirt- bei der Gründung des CEEC (Commit­
schaftsinteressen volle Geltung verlei- tee of European Economic Coopera­
hen kann. tion) nur noch sechzehn westeuropä­
Die amerikanische Strategie, die im ische Länder vertreten waren. Von die­
Marshallplan Gestalt annahm, mußte sen Ländern wurde ein Plan ausgearbei­
sich daher auf ökonomische Sofort- tet; der eine US-Wirtschaftshilfe von
maßnahmen einerseits und auf poli- 29 Mrd. Dollar beinhaltete. Amerika
tische Lösungen andererseits orientie- drückte jedoch diesen )1orgeschlagenen
ren. Betrag auf19,8 Mrd. "(2).

Bereits während des Krieges trafen die
USA Vorbereitungen zu einer Umgestal­
tung des Weltkapitalismus, die ihnen
nach dem Krieg die wirtschaftliche und
politische Vormachtstellung gewährlei­
sten sollte.
Der Vorschlag seitens der USA zur
Gründung der Internationalen Wieder·
aujbaubank, des Internationalen Wäh­
rungsfonds und der Internationalen
Handelsorganisation, ist unter den oben

In der Zwischenkriegszeit sahen sich die
amerikanischen Wirtschaftsinteressen
entscheidenden Schranken auf dem
Weltmarkt gegenüber, sowohl was den
Rohstoffimport als auch den Waren­
und Kapitalexport betraf. Das britische
Empire mit seinem Sterlingblock er­
richtete im Gefolge der Weltwirtschafts­
krise Handelsbarrieren auf, die vor allem
den Interessen der USA widersprachen.
Besonders einleuchtend wird dieser Um­
stand durch die Tatsache, daß der Ster­
lingblock damals ca. ein Drittel des
gesamten Welthandelsvolumens umfaß­
te.
In dieser Krisensituation der amerika­
nischen Wirtschaft, die sich eben beson­
ders durch die Beschränkung des freien
Welthandels und des freien Zugangs zu
den Rohstoffquellen geäußert hat, be­
kommt die Formulierung von Präsident
Roosevelt 1935 Gestalt:
"Auslandsmärkte müssen zurückgewon­
nen werden, wenn die amerikanischen
Produzenten eine ausgelastete und
dauerhafte Inlandswirtschaft für unser
Volk wieder aufrichten wollen. Es gibt
keinen anderen Weg, wenn wir schmerz­
hafte ökonomische Umstrukturierun­
gen, soziale Umschichtungen und Ar­
beitslosigkeit vermeiden wollen. "

Ende der Zwanzigerjahre machte sich
eine zunehmende Abhängigkeit der
amerikanischen Volkswirtschaft vom
Ausland bemerkbar.

Die "freizügige" Wirtschaftshilfe der
USA flir Westeuropa nach dem Zwei·
ten Weltkrieg ist als Wahrung der
nationalen amerikanischen Wirtschafts­
interessen zu begreifen.

I) Das gestiegene Produktionspotential
konnte nicht ausreichend mit Roh­
stoffen versorgt worden.

2) Die Güterproduktion überstieg um
vieles den tatsächlichen Bedarf des
amerikanischen Binnenmarktes.

Marshallplan

(8) G. Stourzh, "Kleine Geschichte des
österreichischen Staatsvertrages, S 39

(9) "Grundsätze der Politik der FÖJ-Be.
wegung für Sozialismus"

(l0) Hans Prader, "Die Angst der Gewerk·
schaft vor 'm Klassenkampf", S 23
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de Koref ging am Parteitag 1947 noch
weiter: Rettung der abendländischen
Kultur war sein Prädikat für den Mar­
shallplan, Aufrichtung einer weltwirt­
schaftlichen PkInung, systematische
Umwandlung der kapitalistischen Welt­
wirtschaft in eine sozialistische PkIn­
wirtschaft, das waren seine über­
schwenglichen, illusionären Folgerun­
gen.

Mit der Annahme des Marshallplanes
und dessen Bedingungen konnte die
Westintegration Österreichs nahtlos im
Interesse der amerikanischen Wirt­
schaftspolitik vollzogen werden. Bedin­
gungen zur Veränderung der kapita­
listischen Gesellschaftsordnung wur­
den durch die Politik der Sozialpartner­
schaft, betrieben von öGB und SPö,
verschüttet und konnten bis heute auch
ansatzweise nicht hervortreten.

Höhepunkt sozialistischer Finschätzung
bezüglich des Marshallplanes waren aller·
dings jene Auffassungen von ".. .sozia­
listischen Wirtschaftspolitikern, wie Al­
fred Migsch, die an der antikapitalisti­
schen Stimmung breiter Teile der Ar·
beiterklasse anknüpfen und in das
ERP, das selbst nie vorgab, mehr zu
sein als eine Strategie zur Rettung des
internationalen kapitalistischen Systems
und der Ausrottung des KkIssenkamp­
fes, eine sozialistische Gesellschafts­
und Wirtschaftspolitik hineininterpre­
tierte. Dazu war es allerdings nötig,
gleich auch noch die USA selbst zum
sozialistischen Land zu erklären und
das frühere austromarxistische Gesell­
schaftsbild populistisch umzuwälzen.
Wenn US- vertreter die Bezeichnung
ihrer Gesellschaft als sozialistischer
entrüstet zuriickwiesen, wurde einfach
erklärt, die Amerikaner seien sich ihrer
sozialistischen Politik eben nur nicht
bewußt und müßten ihre Praxis nur
noch sozialistisch nennen. "(9)

"Wir brauchen nicht nur die ameri­
kanisehe Hilfe, sondern wir brauchen
auch die Koalition mit der ÖVP, denn
nur wenn wir mit der großen bürger­
lichen Partei koaliert sind, bekommen
wir diese Hilfe und haben wir die
Aussicht aufden Staatsvertrag, aufEnde
der Besetzung durch die vier Groß­
mächte. "(7)

Es erscheint heute fast grotesk, daß ge­
rade Gewerkschaft und Sozialistische
Partei den Marshallplan derart glori­
fizierten, so daß die amerikanische Wirt­
schaftshilfe im sozialistischen Sinne
ideologisiert wurde. Das hörte sich
dann so an: ''Der Marshall-PkIn ist in
Wirklichkeit das Eingeständnis, daß der (1)

europäische Wiederaufbau mit den alten (2)

kapitalistischen Methoden nicht durch- (3)
( 4)

zuführen ist, er ist ein Bekenntnis, daß
die europäische Zukunft nur noch (5)

mit den Mitteln der PkInwirtschaft ge-
(6)

sichert werden kann. Planwirtschaft ist
aber ein wesentliches Prinzip der sozia- (7)

listischen Gedankenwelt. "(8) (8)

Der oberösterreichische Parteivorsitzen- (9)
für soziale

Das waren diese Bedingungen, die die
USA mit der Vergabe der Marshall­
mittel forderten. Vor allem die Ein­
schränkung des Massenkonsums - sprich

':4m 30. Juni 1943 wurde im Haupt- niedrigere Löhne - war ein wesent-
ausschuß des österreichischen ParkI- licher Bestandteil der Marshallplan-Poli­
ments überfallsartig ein nicht vorge- tik.
sehener Punkt "MarshalJhilfe" auf die Der ÖGB und die SPÖ leugneten die
Tagesordnung gesetzt. "(3) "Ohne die negativen gesellschaftspolitischen Kon­
Möglichkeit gehabt zu haben, das Mar- sequenzen, d. h. den Verzicht auf ei­
shall-Abkommen innerhalb der eigenen ne fundamentale Neuordnung der
Fraktion (SPÖ) durchzubesprechen, Wirtschafts· und Besitzverhältnisse und
ohne irgendwelche schriftlichen Unter- hoben statt dessen nur die positiven
kIgen wurde bloß auf Grund eines materiellen Effekte hervor. Sie trenn­
mündlichen Berichtes des Außenmini- ten wider alle marxistischen Erkennt·
sters das Abkommen über die Mar- nisse Ökonomie von Politik. Karl
shall-Hilfe vom Hauptausschuß zur Waldbrunner am SPÖ.Parteitag 1947:
Kenntnis genommen. "(4) "Wer kann es uns österreichischen So­
"Zwei Tage darauf wurde das ':4b- zialisten...verwehren, daß wir Kredite
kommen über wirtschaftliche Zusam· dort suchen, wo sie gegeben werden,
menarbeit", in dem Österreich die gegeben werden ohne Vorbehalte, gege­
amerikanischen Bedingungen einer Wirt- ben werden, damit die österreichische
schaftshilfe akzeptierte, ratifiziert. "(5) Wirtschaft nicht in einem völligen Ruin
Der Gewerkschaftsbund und die SPÖ zusammenbricht?"
akzeptierten diesen Schritt Österreichs Grundlage dieser Orientierung war die
mit der Argumentation, daß der öko- sozialpartnerschaftliehe Politik der Par­
nomische Wiederaufbau ohne auslän- tei- und Gewerkschaftsführung, die zu
dische Hilfe undurchführbar sei. nichts anderem befähigt war, als zu der
': .. , daß es Österreich ohne diese Hil- Zusammenarbeit mit dem Bürgertum.
fe nicht möglich gewesen wäre, die ge- Damit war aber ein selbständiger Wie­
waltigen Schwierigkeiten - in die es deraufbau auf revolutionären und sozia­
durch die weltpolitischen Nachkriegs- listischen Grundlagen verunmöglicht.
situation geriet - ohne Preisgabe sei·
ner Unabhängigkeit zu meistern. Dar­
an ändert auch die Tatsache nichts,
daß die Marshall-PkIn-Hilfe nicht aus
altrustischen, sondern aus sehr prak­
tischen Motiven gestartet wurde. Eine
wirtschaftlich zerrüttete und verarmte
Welt hätte schließlich auch den Wohl·
stand der Vereinigten Staaten gefähr­
det. "(6)
Diese Aussagen von Fritz Klenner zei­
gen deutlich, daß der Gewerkschafts­
bund das Heil der österreichischen Wirt·
schaft eben nur in der Marshall·Hilfe
gesehen hat, bei gleichzeitiger Akzep­
tierung der politischen Bedingungen,
die an diese Hilfe geknüpft waren.
Erreichung eines ausgeglichenen Staats­
budgets,
stabile Währung,
hohe Profite, um die Investitions·
tätigkeit anzuregen,
niedrige Löhne, um den Massenkon­
sum zu beschränken,

Kürzung der Ausgaben
Wohlfart.

schichte + information + zeitgeschichte + iDforaation + zeitg
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Abbildung" :

2.

1. die Landbewirtschaftung im Gebir­
ge biologischer Umweltschutz ist,
d. h. daß durch die Aufgabe der Be­
wirtschaftung negative ökologische
Auswirkungen zu erwarten sind.

die Landbewirtschaftung im Gebir­
ge ein offenes Landschaftsbild er­
hält, welches Voraussetzung für die
optimale Eignung der Alpen für Er­
holungszwecke ist, d. h. daß durch
die Aufgabe der Bewirtschaftung
negative Auswirkungen auf den
Fremdenverkehr zu erwarten sind.

schaft. Der Inhalt dieser Funktion g­
wird mit dem Schlagwort: Erhaltung .:a

C"
der Kultur- und Erholungslandschaft zu- ~

sammengefaßt. 3
Da diese Leistung der Landwirtschaft
nicht über den Preis der produzierten
und verkauften Nahrungsmittel abgegol-
ten wird, dient der Hinweis auf die
Sozialfunktion der Landwirtschaft zu­
nächst dazu, eine Erhöhung der politi­
schen Förderung und Suventionierung
der Landwirtschaft durchzusetzen. Der
positive Beitrag der Berglandwirtschaft
zur Umweltsituation beruht angeblich
darauf, daß
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Abbildung 2

In dieser Allgemeinheit dürften beide
Aussagen falsch sein:
zu 1.: Die Landbewirtschaftung im

Gebirge ist vom Standpunkt
des Umweltschutzes nur dann
positiv einzuschätzen, wenn sie
entweder sehr extensiv oder
nach ökologischen Gesichtspunk­
ten betrieben wird. Bei wachsen­
der Intensität der Bewirtschaf­
tung im konventionellen Sinne
muß die Landwirtschaft als Um­
weltverschmutzer angesehen
werden. Das heute im Durch­
schnitt gegebene Intensitätsnive­
au und durch Ökonomie und
Agrarpolitik verursachter Trend
zur intensiveren Nutzung bedeu­
ten, daß die Berglandwirtschaft
im Durchschnitt gesehen öko­
logisch schlechter ist, als die
Alternativnutzung durch Wald,
vorausgesetzt, daß dieser Wald
keine Fichtenmonokultur ist.

zu 2.: Es soll nicht geleugnet werden,
daß durch die traditionelle Berg­
landschaft eine Vielfalt von
Landschaftsforrnen entsteht, der
ein besonderer ästhetischer Reiz
zugesprochen werden kann. Die­
se Landschaftsvielfalt gewinnt
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B«ec:hnel aus 11._..........twirtschafll.
IMtrMlbszlhluftl 1970, GriMr Bericht 1974"
kicht 111ft die La,e d. Tiroler Landwrt­
sc....ft1976
BoclublclllnlSchtlf, "Die B••bsuern", Wien

Die Bergbauern erzielen weder aus der
Landwirtschaft (über die Produktprei­
se), noch aus dem Fremdenverkehr
ein zumutbares Einkommen. Die Ur­
sache dafür liegt darin, daß die Berg­
bauern weder gegenüber der Talland­
wirtschaft noch gegenüber dem gewerb­
lichen Fremdenverkehr konkurrenzfahig
sind. Aufgrund von Topographie und
Klima ist der Aufwand höher, der Er­
trag geringer, die Fremdenzimmerver­
mietung muß nebenbei betrieben wer­
den und ist daher durch Arbeitskräfte­
mangel und Kapitalmangel begrenzt.
Seit Anfang der SiebzigeIjahre wird
dieser strukturellen Schwäche der Berg­
landwirtschaft Rechnung getragen. Für
die Aufrechterhaltung der Bewirtschaf­
tung zaWen Bund und Länder direkte
Prämien an die Bergbauern. Dies ist ge­
wiß ein Fortschritt, weil damit endlich
die Ideologie vom Bauern als Unter­
nehmer, eines der bestgehütetsten Pro­
pagandainstrumente der Konservativen,
mit denen sie regelmäßig auf Bauernfang
gingen, obsolet geworden ist. Denn der
am Rande des Existenzminimums wirt­
schaftende Bergbauer war nie ein Unter­
nehmer und wird es auch nie sein, und
er ist auch dann nicht frei, wenn er von
den unsozialen Gesetzen des Marktes
und der Konkurrenz abhängt. Daher ist
er auch nicht dann unfrei oder Almosen­
empfänger, wenn er DirektzaWungen als
Abgeltung einer Leistung erhält. Aber

heiten eingebaggert. Äcker wer- ---------------
den Wiesen und Wiesen werden Einige Bemerkungen zu den
Grasmonokulturen. Und trotz- Direktzahlungen für
dem, obwoW ihnen allen dies so Bergbauern
wichtig war, kommen sie trotz-
dem noch und kommen immer
zahlreicher.

Was ist der Gesellschaft eine berg­
bäuerliche Arbeitsstunde (Heu­
ernte) wert? (Werte für Tirol 1976)

1977

Leistung/ha Stundenentgetl in S in

landwirtschaft!. Mechanisierungs- Mechanisierungs-
Nutzfläche in S. stufe 2 stufe 3

(Transporter) (Motormäher, Sense)

Bund
(Bergbauern- 124 2.60 1.10
zuschuß)

Land Tirol
(Bewirt- 115 2.40 1.00
schaft .präm.)

Zusammen 239 5.00 2.10

Wenn nun in Wirklichkeit den Touristen
die Arbeit der Bergbauern und das Pro­
dukt dieser Arbeit garnicht interessiert,
was macht ihn dann für den Bergbauern
interessant? Rettet der Fremdenverkehr
die Bergbauern vor dem ökonomischen
Ruin?

Es ist unmöglich, diese Frage generell
zu beantworten, jedoch trifft das rosi­
ge Bild, das man häufig in diesem Zu­
sammenhang malt, sicher nicht die
Realität. Die Investitionen im Fremden­
verkehr sind hoch, der Auslastungsgrad
meist gering und der Absatz von Frem­
denbetten nicht im entferntesten garan­
tiert, wie es derjenige der Milch (noch)
ist. Im Jahre 1972 hatte das Einkom­
men der gewerblichen Fremdenverkehrs­
betriebe in den Bundesländern Kärnten,
Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarl­
berg eine Höhe von ca. 5.570 Mil!.
Schilling, dasjenige der bäuerlichen
Fremdenverkehrsbetriebe ca. 350 Mill.
Schilling, das sind rund sechs Prozent,1)
betragen.

Am Fremdenverkehr wird der Großteil
der Bergbauern nicht reich, außer viel­
leicht durch den Bodenverkauf, um
Platz zu machen für die eigentliche Kul­
tur- und Erholungslandschaft, Seilbah­
nen, Schipisten, Parkplätze und Auto­
bahnen.

ihren Wert aber erst im Zusam­
menhang mit der Lebenswelt der
sie bearbeitenden Menschen. Die
weitgehende Kommerzialisierung
des Fremdenverkehrs und die
Korrumpierung des Geschmacks
bzw. der Erholungsgewohnhei­
ten der Touristen tragen ent­
scheidend zur Zerstörung dieser
Lebenswelt bei. Im Urlaub agiert
der vom Kommerz gelenkte
Tourist seine Prestige-, Luxus­
und Sicherheitsbedürfnisse kon­
zentriert aus. Die asphaltierte
Zufahrt zur sogenannten Erho­
lungslandschaft ist dabei wichti­
ger als ihre Pflege durch den
Bergbauern. Ein Dorf ohne soge­
nannte Freizeiteinrichtungen
verliert die Fremden, ein Dorf
ohne Bauern nicht so schnell.

Und die Kulturlandschaft, die
Kombination aus Landschaft
und Lebenswelt? Sie bildet das
Klischee und die Kulisse, die
dem Touristen das Gefühl gibt,
daß die Welt in Ordnung ist,
weil sie sich nicht verändert.
Der ganze schreckliche alpen­
ländische Lederhosenstil, der
sich nicht nur auf die Architek­
tur beschränkt, ist nichts ande­
res, als die aus Gründen der
Umsatzsteigerung verordnete
kollektive Regression in den
Schein einer heilen vorindustriel­
len-bäuerlichen Welt. Und die
Bergbauern sind unsere Indi­
aner, die wir noch nicht aus­
gerottet haben und die wir
jährlich einmal auf ihren Höfen
besichtigen - im Vorbeifahren
auf dem Weg zu einer Erholungs­
einrichtung. Für den Fremden ist
die Erhaltung der Kultur- und
Erholungslandschaft daher
zweitrangig. Er will ein Kli­
schee, das bekommt er. Und
weil ihm die öffentliche Mei­
nung sagt, wie Wichtig die Bau­
ern für die Erholungslandschaft
sind, glaubt er es auch. Jahr für
Jahr, und das schon ein halbes
Jahrhundert lang, geht die Kul­
turlandschaft Stück für Stück
verloren. Almen werden aufge­
lassen, ganze Berghänge werden
aufgeforstet, Bergmoore werden
trockengelegt, Feldraine besei­
tigt, Felsen gesprengt, Uneben-
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78 in Wien

I) Diese Wene WUI'den ernehnet aus: Ölten. Günter Scheer
Stat. Zentr.1amt: Das Beherbergungs- und
Gast$lättenwesen 1972, Wien 1975; Landes-
buchfUhrunalteseUschaft: Buchführuna:ler-
aebni.cse der /)Jter-r. Landwirtschaft 1972,
Wien 1973

dieses ganze Gerede vom freien Unter­
nehmertum der Bergbauern dient ja nur
dazu, die Interessensgegensätze zwi­
schen den verschiedenen Gruppen von
Bauern zu verscWeiern, und sie als
Partner ihrer heutigen Ausbeuter, der
Genossenschaften und der Produktions­
und Betriebsmittelindustrie hinzustel­
len.

Aber wir können uns nicht damit be­
gnügen, das Instrument der Direktzah­
lungen als solches gutzuheißen. Wir müs­
sen weiterfragen nach seiner Wirkung.
Bleiben wir in Tirol:
1976 erhielten 7.072 Tiroler Bergbauern
vom Bund den Bergbauernzuschuß in

der Höhe von 2.500,- Schilling bzw. 1 M ·
3.000,- Schilling pro Betrieb und Jahr, al
insgesamt ca. 19 Mill. Schilling. Legt •
man diesen Betrag auf die landwirt- .0••••••
schaftliche Nutzfläche um, so wurden
pro Hektar ca. 124,- Schilling gezaWt.
Der Arbeitsbedarf ftir eine zweimalige
Heuernte, Düngung und Trocknung
nicht eingerechnet, liegt in der Mechani­
sierungsstufe 2 (40 - 60 Prozent Hang­
neigung, Einsatzmöglichkeit ftir einen
Transporter) bei 48 Arbeitskraftstunden
pro Hektar, in der Mechanisierungsstu­
fe 3 (über 60 Prozent Hangneigung, Ein­
satzmöglichkeit für Motormäher bzw.
Sense) bei 114 Arbeitskraftstunden pro
Hektar. Daraus ergibt sich aus der
Mechanisierungsstufe 2 aus dem Berg­
bauernzuschuß ein Stundenentgelt von
2,60 Schilling, in der Mechanisierungs­
stufe 3 ein Stundenentgelt von 1,10
Schilling.

Seit 1975 leistet das Land Tirol eine
Bewirtschaftungsprärnie für Bergbauern.
1976 erhielten 9.500 Bergbauernbetrie­
be 23,6 Mill. Schilling. Legt man auch
diesen Betrag auf die landwirtschaftliche
Nutzfläche um, so wurden pro Hektar
ca. 115 Schilling gezaWt, umgerechnet
auf die Arbeitsstunde allein für das
Mähen und Einbringen des Heus 2,40
Schilling in der Mechanisierungsstufe
2, 1,-- Schilling in der Mechanisie­
rungsstufe 3.
Fürwahr, mit diesen Summen wird man
die Bergbauern nur dann weiterhin als
Indianer in ihren Reservaten halten,
wenn im Tal unten genügend Arbeits­
losigkeit herrscht, die ihnen das Be­
rufwechseln sowieso unmöglich macht.
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Recht schützt
Wir haben in dieser Kolumne bis- weniger unmittelbar mit Fragen wie es das SPÖ-Programm auch
her lediglich über Strafrecht im der Rechtsstaatlichkeit verknüpft, fordert - dem Autor dieser Zeilen
weiteren Sinne gesprochen. Die in dem Sinne jedenfalls, in dem einige Fälle bekannt, wo ver­
Rechtssache Mensch gegen "Betrifft: Rechtsstaat" entstanden mögensrechtliche Fehlentschei­
Mensch, den Zivilprozeß, in dem ist. In letzter Zeit aber wurden im dungen zu verheerenden mensch­
eine Partei gegen eine andere Zusammenhang mit einer Dis- lichen Folgen geführt haben - wie
Recht zu bekommen versucht, kussion um die Einführung einer im folgenden Beispiel.
haben wir bisher ausgeklammert. Rechtsschutzversicherung zum
Der Zivilprozeß selbst schien uns verbesserten Zugang zum Recht -

vor Strafe nicht

Viel Glück hatte Hilde Eichinger mit
den Gerichten nie gehabt. Schon im
Jahre 1956 hatte sie den ersten Strauß
auszufechten - und verlor: Das Be­
zirksgericht Gloggnitz ließ sie samt
ihrer damals Iljährigen Tochter delo­
gieren, wie Hilde Eichinger meint,
widerrechtlich. Damals habe das Ganze
begonnen.

Fast 20 Jahre später, im Jahre 1975,
kommt Hilde Eichinger nochmals in die
Mühlen der Justiz; diesmal aber gründ­
lich. Begonnen hatte die Geschichte
harmlos: Die alte, nachbarliche Fehde;
spielende Kinder, die den Ball in die
Wohnung der Hilde Eichinger schie­
ßen. Frau Eichinger weigert sich schließ­
lich, den Ball den Kindern zurück­
zugeben; der Vater könne ihn abholen
kommen - gegen entsprechende Ent­
schuldigung.

Doch der Nachbar schickt die Gendar­
merie. Diese erstattet - kurioserweise ­
nach dem Besuch bei Frau Eichinger
DiebstaWsanzeige. Womit aus einem
nachbarlichen Streit ein Strafverfahren
wird.

Ein lächerliches Strafverfahren, das mit
einem Freispruch enden muß und
endet; jedoch, damit beginnt eigentlich
erst der Kampf ums Recht, den Frau

Eichinger schon gewonnen zu haben ver­
meint.
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Vom Unglück, einen Prozeß
zu gewinnen

Es ist nun so, daß bei einem Strafprozeß
wegen DiebstaW Anwaltspflicht besteht.
Und das ist auch grundsätzlich gut so.
ScWießlich ist der Durchschnittsbürger
im Regelfall über die allgemeinen
juridischen Umgangsformen recht wenig
informiert - und damit, wie ein dra­
stisches Richterwort bei dessen Pen­
sionierung kolportiert wird "ohne An­
walt zwangsläufig erledigt". Im Fall
der Invalidenrentnerin Hilde Eichinger
jedoch wurde diese Anwaltspflicht
scWechthin zur Katastrophe.

Frau Eichinger hatte sich nämlich auf
den Hinweis ihres Anwaltes, des Herrn
Dr. Wippel, verlassen, daß sie Anspruch
auf Rückerstattung des Anwaltshono­
rares hätte, da es sich bei der Anzeige
gegen sie um eine mutwillige Anzeige
handelte. Zwar betrug das Honorar ihres
Anwaltes "nur" knapp über 2.000,-­
Schilling. Für eine Invalidenrentnerin
mit einer monatlichen Rente von
2.000,-- Schilling ist eine solche Hono­
rarforderung jedoch keine Lappalie ­
sondern eine Frage der Existenz.

Dazu kam noch die Forderung des geg­
nerischen Anwaltes - des Herrn Dr.

Thomas Zimmert, der eigentlich nach
der standespolitischen Ethik der An­
waltschaft die Pflicht gehabt hätte,
seinen Mandanten von dieser Form des
Streites abzuhalten. Diese Forderung
belief sich auf 4.000,-- Schilling.

Die Gesamtforderung der Anwälte, mit
der sich die auf dem Existenzminimum
lebenden Hilde Eichinger herumzuscWa­
gen hatte, betrug mithin nahezu das
3-fache ihrer monatlichen Rente.

Vom Problem eines Bezirks­
richters

Nun war jedoch die Anzeige des bös­
willigen Nachbarn wegen DiebstaWs eine
wissentlich falsche. Und Frau Eichinger
hatte nach ihren Angaben scWießlich
von ihrem Anwalt erfahren, daß ihr
die Kosten von diesem zu ersetzen seien.
Und tatsäcWich schickte Herr Dr. Wip­
pel nach abgelaufenem und gewon­
nenem Strafprozeß ihrem Prozeßgeg­
ner ein Schreiben, in dem er energisch
seine Kosten von diesem einforderte.

Allein, dieser zaWte nicht. So blieb nun
Frau Eichinger nur noch der Weg der
Kostenforderungsklage. Da Frau Eichin­
ger die Kosten eines neuerlichen Ge-



Dr. Zimmert jedoch verweigert die Ein­
stellung der Exekution, obwohl ihm
durch diverse Schreiben seiner Kolle­
gen aus der Kanzlei Dr. Stern bzw. der
Kanzlei Dr. Mardetschläger bekannt
war, daß die beschlagnahmten Waren
nicht aus dem Eigentum der Invaliden­
rentnerin stammten. Er besteht auf
vorheriger Bezahlung seiner Honorar­
note.

Zeitgerecht wird ihm schließlich sein
Resthonorar überwiesen. Dr. Zimmert
läßt sich jedoch mit der Einstellung
Zeit. Erst eine Woche nach der erfolg­
ten Versteigerung genehmigt er die Ein­
stellung der Exekution.

Was für Frau Eichinger die Konsequenz
hat, daß sie auf absehbare Zeit in ihr
Häuschen nicht wieder zurückkehren
wird können. Die Wohnung ist leer,
geleert durch eine widerrechtliche Exe­
kution und eine noch haarsträubendere
Versteigerung. Und von einer Invali­
denrente wird sie sich auch so bald
nicht mehr einrichten lassen.

Ronny Pohoryles

um

rec

Frau Eichinger floh aus ihrer Wohnung
buchstäblich nach Wien. Mitten im Win­
ter stand sie ohne Heizung, Bestrah­
lungslampe und Herd in ihrem Häuschen

anschließend in deren Anwesenheit be­
stimmte Güter für beschlagnahmt erklärt
allerdings in der Wohnung der Partei
belassen werden und allenfalls eine
Woche vor der tatsächlichen Versteige­
rung aus der Wohnung abgeholt werden,
geschah all dies nach den Informatio­
nen, die Frau Eichinger offensiv links
gab, nicht.

Vielmehr wurde ihr über die Weih­
nachtstage, die sie über Einladung bei
Bekannten verbrachte, die Wohnung re­
gelrecht ausgeräumt - und zwar ohne
vorherige Verständigung.
Dabei wurden sowohl Waren beschlag­
nahmt, die nicht ihr, sondern ihrer
Tochter gehörten; ebenso solche, die
nach Paragraph 251 der Exekutions­
ordnung zu den pfandungsfreien Gegen­
ständen gehört, wie beispielsweise die
Bestrahlungslampe, der Elektroherd und
der Ölofen.

Von den sozialen Nöten
eines Rechtsanwaltes

Dem gegnerischen Anwalt, dem Herrn
Dr. Zimmert aus Neunkirchen, schienen
die Ratenzahlungen der Frau Eichinger

Entmutigt erklärte sich Frau Eichinger
bereit, die Forderungen der beiden An­
wälte in kleinen Raten zu bezahlen. Und
hielt sich auch im wesentlichen an die
Ratenvereinbarungen.

richtsverfahrens und insbesondere das zu langsam. Er beantragte vor dem
Prozeßrisiko, diese von den etwa 1.400,- gleichen Bezirksgericht Gloggnitz einen
Schilling, die ihr nach Abzug der Woh- Exekutionstitel. Und erhielt diesen auch
nungskosten noch zur Verfügung stan- - nach Angaben der Frau Eichinger in
den, kaum hätte tragen können, wandte verdächtiger Eile. Und dieser soll eben­
sie sich an die Anwaltskammer um Rat. soschnell auch in Anwendung gekom­
Und diese empfahl ihr, die Klage wohl men sein: Während üblicher- und ge­
einreichen zu lassen, jedoch vorher Ver- setzlicherweise Exekutionen so geführt
fahrenshilfe bei Gericht zu beantragen. werden, daß die verpflichtete Partei

Das Institut der Verfahrenshilfe soll vom Exekutionstitel informiert wird,

bedürftigen Staatsbürgern die Rechts­
durchsetzung dadurch ermöglichen, daß
die Kosten von der Staatskasse getragen
werden. Allfällige Anwaltskosten
werden im Falle gewährter Verfahrens­
hilfe vom Staat an den Pensionsfond
der Anwaltskammer überwiesen und die
betroffene Person erhält einen Anwalt
zugewiesen.

Frau Eichinger beantragte also vor dem
Bezirksgericht Gloggnitz Verfahrenshil­
fe. Der Antrag wurde abgewiesen. Im
Namen der Republik befand der Herr
Bezirksrichter, Dr. Masicek, daß der
Mindestrentnerin die Kosten wohl zu­
zumuten seien. Das Einkommen aus
der Mindestrente reiche zur Kosten­
deckung aus; meint der als A-Beamter
bestellte Richter.
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in Österreich?

IIEurokommunismusll

Die Veranstaltung mit Wolf Bier­
mann in der Wiener Stadthalle
wurde von der FÖJ-Bewegung für
Sozialismus, Gewerkschaftlicher
Einheit und Wiener Tagebuch or­
ganisiert. Das war auch Anlaß
für die Zeit-im-Bild-2-Redaktion,
eine aktuelle Sendung zusammen­
zustellen aus Interviews mit einem
Vertreter der drei Veranstalter,

F: Herr Margulies, Sie sind Chef der
Freien Österreichischen Jugend, gleich­
zeitig Sekretär der Gewerkschaftlichen
Einheit und Mitorganisator des Bier­
mann-Auftritts. Welchen Zweck hat die
Veranstaltung eigentlich?

A: "Wir wollen mit dem Biermann-Auf­
tritt eine Solidaritätsveranstaltung or­
ganisieren, die daran erinnern soll,
daß in den sogenannten sozialistischen
Ländern Osteuropas sich eine soziali­
stische Opposition entwickelt hat, die
sich selbst die Aufgabe stellt, einen
Sozialismus zu entwickeln, der im Ge­
gensatz steht zu dem autoritären Sozia­
lismus, der heute praktiziert wird."

F: Es fällt auf, dizß alle drei Gruppierun­
gen, also Gewerkschaftliche Einheit,
Freie Österreichische Jugend und Wie­
ner Tagebuch ehemals Mitglieder der
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Kommt

Hans Margulies, dem Vorsitzen­
den der KPÖ, Muhri, und aus
Liederausschnitten von Biermann.

Auf Grund vieler Anfragen und
des großen Interesses für diese
Fernsehsendung bringen wir den
ganzen Wortlaut des im ORF ge­
kürzt ausgestrahlten Interviews
mit Genosse Margulies.

KPÖ waren. Gibt es Parallelen zwischen
den drei Gruppierungen?

A: ''Selbstverständlich, aber man muß
sehen, daß sich alle drei Gruppierungen
unterschiedliche Aufgabenstellungen
seit 1969/70 gegeben haben. Das Ta­
gebuch hat sich in erster Linie die Auf­
gabe gestellt, marxistisches Gedanken­
gut mittels der Zeitschrift speziell
im Intellektuellenbereich zu verbreiten
und zur Diskussion zu stellen. Die Ge­
werkschaftliche Einheit hat sich die
Aufgabe gestellt, gewerkschaftliche Ini­
tiativen zu setzen speziell im Gewerk­
schaftsbereich als sozialistische unab­
hängige Gruppierung und Fraktion zu
wirken. Während die BFS, die ehema­
lige Jugendorganisation, sich allein aus
ihrer Struktur heraus auch im wesent­
lichen orientiert, politische Basisinitia­
tiven zu unterstützen, wie zum Bei­
spiel die Arena-Bewegung, die Anti-

AKW-Bewegung und sozialistisches Ge­
dankengut zur Diskussion zu stellen
und zu verbreiten."

F: Alle drei Organisationen haben
Biermann eingeladen. Biermann gilt
quasi als Aushängeschild des Euro­
kommunismus, ist dizs nicht irgendwie
ein Zeichen auch in Richtung Euro­
kommunismus in Österreich?

A: "Ich persönlich halte eine euro­
kommunistische Bewegung in Österreich
für notwendig und erforderlich, auch
wenn ich gleichzeitig sagen will, daß
das bedeutet, daß ich nicht unbedingt
mit jeder Formulierung und jeder Äuße­
rung der Kommunistischen Partei ita­
liens oder der Kommunistischen Partei
Spaniens oder Frankreichs übereinstim­
me. Entscheidend sind für uns die
Grundüberlegungen in zweierlei Rich­
tung, erstens: daß die sogenannten euro­
kommunistischen Parteien - weil es sich
ja nicht nur um europäische Parteien
handelt, sondern auch die japanische
Partei sich z. B. mit dieser Grund­
orientierung identifiziert - für uns sind
die zwei entscheidenden Elemente, daß
diese Kommunistischen Parteien ver­
suchen, marxistische Antworten zu fin­
den, die der heutigen Realität ent­
sprechen. Zum Beispiel in der Frage
der Demokratie, des Kampfes um die
Erweiterung der Demokratie, und als
zweites Element, daß sie gesehen haben,
daß eine sozialistische Perspektive nur
eröffnet werden kann, wenn eine Poli­

tik eigenständig entwickelt wird, ohne
Bevormundung seitens der Kommuni­
stischen Staaten, speziell der Sowjet­
union."

F: Also ein Ablehnen des Moskauer An­
spruches?

A: ''Das ist Aufgabe dieser Kommuni­
stischen Partei, dazu konkret Stellung
zu nehmen, wir haben ja, sowohl das
Tagebuch als auch die BFS, eindeutig,
auf Grund unseres Schrittes in den Jah­
ren 69/70 gezeigt, daß wir diese Art
von Sozialismus, wie sie dort praktiziert
wird, für uns als unakzeptabel betrach­
ten. "

F: Haben Sie die Absicht, in ferner
Zukunft eine eigene Partei, quasi eine
eurokommunistische KPÖ zu gründen?

A: ''Diese überlegungen sind selbstver­
ständlich in allen drei Bewegungen und
Gruppierungen vorhanden. Inwieweit es



Pariser
Mai 78

1. Mai in Paris.

Im Vorjahr noch eine mächtige Demon­
stration mit 70 . 80.000 Menschen auf
dem Boulevard Beaumarchais.
1978 20.000 Menschen. Wenig Trans­
parente, einfallslose Parolen. Die Spitze
der Gewerkschaftsfunktionäre bleibt zu
Hause. "Diplomatische Müdigkeit"
nennt die Presse das Fernbleiben Ed­
mund Maires, dem Repräsentanten der
C.F.D.T. Er schickt seinen Sekretär.
Die 20.000 Gewerkschafter dürfen sich
den Kopf zerbrechen, woher diese Mü­
digkeit kommt.

A: ''Erweiterung der Demokratie. Wir Desillusion nach den WaWen?
haben damals am 19. Parteitag formu- Bröckelt vielleicht die Fassade der Ge­
liert, es geht darum, zu den im herr- meinsarnkeit der linken französischen
sehenden System erkämpften demokra- Gewerkschaften?
tischen Rechten durch die Arbeiter- Trotzdem ist der Zug für unsere (öster­
klasse weitere demokratische Rechte reichischen) Verhältnisse mächtig.
hinzuzufügen, die eben dieses herrschen- Die Gruppe der ''Traditionalisten''
de System nicht gewähren kann. Heute wird auf 17.000 geschätzt, weitere 3.000
haben wir in sekundären Bereichen eine bis 4.000 Manifestanten sind die "un­
Reihe von demokratischen Freiheiten, kontrollierten Elemente, die Autono­
d. h. im Freizeitbereich, im Konsumbe- men, die Ultralinken..." wie sie von bür­
reich, wir können, was nicht abwertend gerlicher Presse und Humanite gleichzei-
ist, wählen usw. usf. tig beschimpft werden.
In dem sogenannten Primärbereich, wo Ein nicht zu übersehender Block der
echt Arbeiter und Angestellte unmittel- "Gast"-Arbeiter in Frankreich fällt auf.
bar konfrontiert sind, unmittelbar ihre Die auch nach 20 Jahren Schuften bei
Lage erkennen können, dort ist aber Citroen oder Renault, eben noch
die Demokratie mehr oder weniger aus- immer die ''Travailleurs immigrees"
geschaltet. Nach wie vor ist im Betrieb sind und bleiben. Eine andere, kleine
der Demokratisierungsprozeß beendet. Gruppe von Arbeitern, mit roten Bau­
Und dieser Demokratisierungsprozeß im helmen am Kopf und ihrem fotokopier­
Betrieb ist meines Erachtens im Rah- ten Lohnstreifen am Rücken befestigt,
men dieser Gesellschaft, z. B. nicht zeigen an Hand ihres Verdienstes die
möglich und daher eine notwendige Lohnsituation in Frankreich. Sie sind
Orientierung von uns in Richtung So- schon seit 14 Tagen im Streik. Ausge-
zialismus." • sperrt. ~

F: Welche sind das konkret?

einer Internationale zu sein. Das zweite:
wir haben ganz andere Vorstellungen
in welcher Form man heutzutage Poli­
tik macht, wie man heute die Men­
schen eingliedern, sie aktivieren soll,
usw. als die KPÖ, deren bürokratischer
Apparat es de facto unmöglich macht,
selbst innerhalb der KPÖ ein Eigenen­
gagement und eine demokratische Dis­
kussion zu eröffnen. Der letzte Partei­
tag der KPö hat eindeutig gezeigt, daß

F: Auf wieviel Stimmen und von wel- selbst eine innerparteiliche Diskussion
cher Seite würden sie dabei hoffen? nicht möglich ist, nicht sichtbar wur-

" .. . de, daß irgendwo echte vehemente Op-
A: Fur uns steht die Frage der Wahl position eine Kritik zum Tragen gekom­
nicht im Vordergrund, so kurzfristig men ist 'obwoW es diese gibt."
glaube ich nicht, daß wir eine Möglich- '
keit sehen, z. B. bei der nächsten Ge- F: Und was gefällt Ihnen am Eurokom­
meinderatswahl, bei der nächsten Natio- munismus?
nalratswaW als eurokommunistische A: "Ja, da kann ich für mich als Person
Bewegung zu kandidieren. Erstens sind antworten: ich bin mit 26 Jahren, als
die Voraussetzungen nicht gegeben, und jüngstes Mitglied des ZK der KPö zum
zweitens ist es so, daß wir sehr woW 19. Parteitag gewäWt worden. Dieser
für uns in Anspruch nehmen, diese Pro- Parteitag erscheint mir jetzt im Nach­
bleme, die für die Weiterentwicklung hinein gesehen als jener Parteitag, der,
einer sozialistischen Perspektive in noch bevor die Kommunistische Partei
Österreich sehr wichtig sind, gründlicher Italiens und besonders, bevor die
auszudiskutieren." Kommunistische Partei Frankreichs den

Weg beschritten haben, den sie jetzt
gehen, die entscheidenden Grundge­
danken erarbeitet hat, die man heute
als eurokommunistische Gedanken dar­
stellt".

F: Wenn man aber jetzt weiterdenkt,
welche Parteien kämen dabei bei Ihnen
in Frage, es gibt ja auch in der KPÖ
Unzufriedene?

A: "Ja, wir sind sicherlich überzeugt,
daß eine Bewegung links von der SPÖ
notwendig ist und sich rekrutieren
würde in erster Linie aus kritischen
Leuten, die nirgends organisiert sind,
aber linkes Gedankengut akzeptieren
und für wünschenswert erachten, aus
kritischem Potential, das innerhalb der
SPÖ vorhanden ist, und selbstverständ­
lich aus kritischem Potential, das nach
wie vor in der KPö angesiedelt ist, wie
z. B. dieser letzte Brief der anonymen
Genossen, d. h. jener Kommunisten,
die in der Kommunistischen Partei ge­
blieben sind, zeigt, daß hier sicherlich
auch oppositionelle Bestrebungen in­
nerhalb der KPö vorhanden sind."

F: Worin unterscheidet sich eigentlich
ihre Ideologie von der der KPÖ?

dazu kommt, hängt meines Erachtens
erstens von der Entwicklung in Öster­
reich selbst ab, inwieweit innerhalb
der Arbeiterschaft Kämpfe für die Er­
weiterung der Demokratisierung auftre­
ten und die Notwendigkeit zur Wirk­
lichkeit wird, eine eurokommunisti­
sche Partei zu gründen. Und zweitens
hängt es ja auch davon ab, in welcher
Form sich die KPÖ entwickelt."

A: "Sie unterscheidet sich in wesent­
lichen Merkmalen. Das eine Merkmal
ist, daß wir im Gegensatz zur KPö der
Auffassung sind, daß es heute not­
wendig ist, in der heutigen österreichi­
sehen Realität österreichisehe und
marxistische Alternativen anzubieten
und nicht einfach Vollzugsorgan irgend-
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.~ Spektakulär setzt sich dann das Cornite

... gegen die Fußballweltmeisterschaft in
Argentinien in Marsch. Akklamiert vom
Spalier. Sie tragen im halbrunden Bo­
gen ein großes Gemälde, welches Fuß­
ballspieler zeigt, die mit einem Gefol­
terten, an Stelle eines Balles, spielen.
Die Träger haben weiße Masken auf, wie
man sie von der Comedia delI arte
kennt. Weiß - mit einem großen, roten
Einschußloch auf der Stirn.

Das kennt man allerdings von Mexico
1968.

Dann kommen die Soldaten in Uniform,
mit roten Masken über ihrem Gesicht.
Sie tragen Transparente gegen den
Wehrdienst.
Die Gruppe der Frauen ist stark. Sehr
bunt. Sehr lustig. Auch Männer sind
dabei und Kinder und Homosexuelle
und Musikanten!

(Der Zug wird bunter, fröhlicher. Nicht
mehr diese ernste Feierlichkeit.

Das Spalier jedoch ist jetzt offensicht­
lich mehr und mehr von Polizisten
durchsetzt. Am Boulevard noch von den
unauffällig Auffälligen. Am Place de la
Bastille schon von der CRS mit Schlag­
stöcken, durchsichtigen Schildern und
Visierhelmen. Sichtlich nervös.

Als der bunte Schwanz an der Bastille
ankommt, man sieht die Fahnen der
Bretagne mit schwarzem Trauerflor flat­
tern, Transparente gegen die Umwelt­
verschmutzung werden höher gehalten,
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da platzen die ersten Tränengasgranaten
voll in die Menge der Manifestanten.

20 - 25.000 Menschen laufen panikartig
in alle RichtuIl8en der Bastille davon.

Dort hat sich jedoch die paramilitärische
CRS strategisch aufgestellt. Man kann
nicht mehr durch.

Altgediente Gewerkschafter werden ge­
nauso geprügelt, wie die jungen Frauen,
die mit ihren Kinderwagen nicht mehr
rechtzeitig in einenHauseingang flüchten
können. Die besonders.

Als ca. 500 Menschen - unter denen wir
auch waren - sich in einen kleinen In­
nenhof eines Bürgerhauses flüchten
konnten, gelang es noch einem Polizi­
sten, zwei oder drei Tränengasgranaten
in diesen abzufeuern, bevor das Außen­
tor geschlossen werden konnte. Also
mußten wir wieder hinaus. Dorthin
wo uns die Polizei haben wollte.

Wieder Fußtritte, Prügel, Tränengas und
sicher auch Chlorgas (man kann das
jetzt nicht mehr feststellen, seit Mai 68
lassen die Polizisten die ausgeschossenen
Cartouchen nicht mehr auf der Straße
liegen). Also, wieder in den nächsten
Hauseingang hinein. Wir konnten ge­
rade noch feststellen, daß Auslagen­
scheiben in Brüche gingen und irgendwo
wurde eine Mülltonne in Brand gesteckt.
Aber - einmal in einem Hauseingang ­
war man in Sicherheit. Die, meistens

spanischen, Conciergen verhielten sich
jedenfalls solidarisch mit den vor der
Polizei Flüchtenden, aber nicht unbe­
dingt mit den Manifestanten. Die waren
aber in diesem Falle ein und dieselben
Personen. Also öffneten und schlossen
sie geschwind ihre Tore.

In diesem Hauseingang also, öffnete sich
plötzlich eine Tür und ein wildgeworde­
ner Kleinbürger, mit Zielfernrohrgewehr
im Anschlag, rennt heraus und schreit,
er habe es nun satt, daß man ihm zwei­
mal im Monat die Auslagenscheiben ein­
schlägt. Und jedenfalls schießt er jetzt
auf alles und wenn es auch die Polizei
ist.
Er konnte zurückgehalten und in einem
großen Hin- und Herpalaver besänftigt
werden.

Irgendwo begann ich mich zu fürchten.
Wie mag es hinter den vielen Wohnungs­
türen der zornigen Kleinbürger aus­
sehen?
Wie steht es überhaupt um so ein Land,
wo die Polizei so plötzlich da und so
aggressiv, die Kleinbürger so rabiat und
bewaffnet und die Gewerkschaftsspitzen
so "müde" sind?

Als wir wieder vor das Haustor gehen
konnten, war der ganze Boulevard in
einen dichten Tränengas- und Rauchvor­
hang verschwunden. Die "unkontrollier­
ten Elemente" zogen sich immer weiter
hinter die Barrikaden zurück. Auch die
Touristenbusse von Neckermann wur­
den von der Polizei nicht verschont. Ich
sah, wie ein Polizist eine Tränengas­
granate in einen solchen Bus warf.

Widerspruch im Widerspruch?

Die Demonstrantenhatz nimmt in den
späten Abendstunden ihr Ende.

Der Rundfunk verlautbart lakonisch, die
Polizei hätte die Situation unter Kon­
trolle.

Fazit: 83 Geschäftslokale ausgeräumt
für Barrikadenbau. Unzählbare
Auslagenscheiben eingeschlagen.
Mehrere Verletzte auf beiden
Seiten.
8 Verhaftete, welche ohnehin
schon als polizeibekannte Asso­
ziale bekannt sind.

Die Humanite aber schrieb in ihrer Aus­
gabe vom 2. Mai: ''Erster Mai der Arbei­
ter, der Solidarität, des Kampfes"!

(Und erwähnt auf Seite 4 ganz klein et­
was von "Provokateuren und Unruhe".)
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Zwischen Volltreffer

Eigentorund

bewegung abzubremsen, vertritt heute
Staatspräsident Jorge Rafael Videla ­
Hauptexponent der "Industriefraktion"
- die kombinierten Interessen der natio­
nalen großgrundbesitzenden Industriel­
len sowie der ausländischen Konzerne.
Mit den Vertretern der "reinen Agraroli­
garchie" des Landesinnern hat er als
wichtigstes Ziel die Ausrottung der
"Subversion" gemeinsam. Für seine
Fraktion stellt der zur Zeit ausgeübte
Staatsterror nur eine notwendige Durch·
gangsphase zur Zähmung und Integra­
tion der Arbeiterklasse dar. Ihr Ziel
ist weniger die totale Zerschlagung der
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Fraktionen im Militär

Nach dem peronistischen Zwischen­
spiel (l973-76), das sich jedoch als uno
fähig erwies, die revolutionäre Volks-

Großgrundbesitzer, die sich vor allem
in der Marine und in einigen Teilen des
Heeres fmden (Admiral Massera, Gene­
ral Mason Suarez, General Iberico
Saint Jean, General MeOlfndez u.a.),
streben die völlige Zerschlagung der
Arbeiterorganisationen an. Ihr politi­
scher Plan sieht erst für 1991 eine
Rückkehr zu demokratischen Verhält·
nissen und freien Wahlen vor, während
Videla schon heute zu einem gewissen
Dialog mit den politischen Kräften des
Landes bereit ist und den Prozeß der
Rückkehr zur Demokratie noch in die­
sem Jahrzehnt abschließen will.

Die WM·Vorbereitungen sind abgeschlossen: Die teilnehmenden Mann- Ein wichtiger Bündnispartner der
schaften sind nach letzten Probespielen in den WM-Austragungsorten "duros" ist heute der IWF (Internatio­
eingetroffen, wo inzwischen Tausende schwer bewaffneter Soldaten zur nale Währungsfonds), der, wie sie, kein
Absicherung der Stadien, zum "Schutz" der Mannschaften und Schlach- Interesse an der Aufrechterhaltung des
tenbummler aufgeboten wurden. argentinischen Binnenmarktes hat (im
Gleichzeitig intensiviert sich in vielen Ländern die Solidaritätskampagne Gegensatz zur Industriefraktion). Der
mit der argentinischen Bevölkerung, deren Gegnerschaft zur Diktatur IWF ist hauptsächlich an der Fähigkeit
vom gigantischen Heer der "Ordnungskräfte" daran gehindert werden des Landes interessiert, die ihm gewähr­
soll, während der WM in irgendeiner Form in Erscheinung zu treten. ten Kredite zurückzuzahlen, die sich bei
Wird aber die zu erwartende reibungslose Abwicklung der Spiele aus- der herrschenden Weltarbeitsteilung al­
reichen, um jenen weltweiten Imageverlust, den die internationale In- lein aus erhöhten Agrarexporten erge­
formationskampagne über die Zustände in Argentinien der Junta bereits ben kann. Gemeinsam mit den Groß·
zugefügt hat, wettzumachen? grundbesitzern und ihren Vertretern
Die in letzter Zeit verstärkten Richtungskämpfe innerhalb der Streitkräf- im Militär kümmert es ihn wenig, wenn
te, in denen es um die zukünftige Organisationsform der Staatsmacht durch diese einseitige Orientierung, die
geht, scheinen darauf hinzuweisen, daß sich erhebliche Teile des argen- für Argentinien den Weg zurück zum
tinischen Militärs dessen gar nicht so sicher sind. reinen Agrarstaat bedeutet, die Absatz­

möglichkeiten der einheimischen Indu­
strie bei rasant sinkender Massenkauf­
kraft zerstört werden.

Neben den "duros" und der Videla­
Gruppe, die etwa gleich stark sind,
gibt es noch eine dritte, zahlenmäßig
bedeutungslose "peruanische Fraktion":
Offiziere, die weder mit dem Ausver­
kauf der Nation an die multinationalen
Konzerne noch mit dem Rückfall Argen­
tiniens in den Zustand eines Agrarstaa­
tes einverstanden sind (z.B. der Direk­
tor der Militärunternehmen, General
Diego Urricarriet und Ex-General Gug­
liameli). Angesichts der Bedeutungs­
losigkeit dieser Fraktion spielen sich
die für die zukünftige Entwicklung des
Militärregimes entscheidenden Ausein­
andersetzungen zwischen den "Gemä­
ßigten" um Videla und den kompro­
mißlosen Mördern ab.

Seit den Zwanzigerjahren stehen einan­
der innerhalb der argentinischen Streit­
kräfte im wesentlichen zwei Fraktionen
gegenüber: auf der einen Seite ihr re­
aktionärer Flügel, der stets die Interes­
sen der industriefeindlichen, exportori­
entierten Agraroligarchie vertrat. Auf
der anderen Seite die Vertreter der
Industriebourgeoisie (bzw. großgrundbe­
sitzenden Industriellen), deren Wirt­
schaftsprojekt mit dem der multina­
tionalen Konzerne übereinstimmte.
Dieses Modell der abhängigen Industri-
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Derart unter Druck geraten, bleibt
Videla nichts anderes übrig, als nun
auch seinerseits Beweise für seine
"demokratische Gesinnung" zu liefern.
So ließ er die Namen von - bis zum
1.4. - 3.182 politischen Gefangenen
veröffentlichen und stellte die Beteili­
gung von Zivilisten an einer künftigen
Regierung in Aussicht. Diese verstärkte
Rücksichtnahme auf die Weltöffentlich­
keit, zu der sich Videla genötigt sieht,
um gegenüber seinen Rivalen für die
ausländischen Geldgeber weiterhin als
die eher tragbare Alternative zu gel­
ten, darf als erster Erfolg der Solidari­
tätskampagne betrachtet werden.
Um sich auch in Zukunft gegenüber
den "Falken" behaupten zu können,
deren demokratische Maske noch um
einiges fadenscheiniger ist als seine ei­
gene, wird Videla auch weiterhin ge­
nötigt sein, nach außen glaubWÜrdige
Schritte in Richtung auf eine weniger
unverhüllt terroristische Form der
Machtausübung zu unternehmen und
der Diktatur den Anschein demokra­
tischer Legitimation zurückzugeben.

Sicherlich wird die erfolgreiche Durch­
führung der WM das Prestige der Junta
wieder steigen lassen. Sie wird aber

den inzwischen weltweit bekannten
diktatorischen Charakter des Regimes
nicht verdecken können und trotz der
enormen Sicherheitsvorkehrungen das
ausländische Kapital kaum von der
innenpolitischen Stabilität des Regimes
- eine der wichtigsten Voraussetzungen
fiir Investitionen - überzeugen können.

Videla wird sich also auch nach den
Spielen zu weiteren Zugeständnissen ge­
genüber einer nach wie vor militanten
Arbeiterbasis als auch gegenüber dem
Druck, der durch die internationale
Solidaritätsbewegung von außen auf
die Militärherrschaft erzeugt wird, genö­
tigt sehen.

Die Solidaritätsarbeit darf sich mit den
erreichten Erfolgen nicht zufrieden ge­
ben, sondern muß auch nach den Spie­
len, aus deren Anlaß sie erst auf der­
artige Resonanz stoßen konnte, wei­
tergehen.

die ihn nach außen als den Hauptver­
antwortlichen des Terrors und sich
selbst - in der Person Masseras - als
"demokratische" Alternative zu prä­
sentieren versuchten.

Masseras Manöver stehen im Zusammen­
hang des Versuchs der ''Falken'',
Videlas Macht durch die Trennung der
Funktionen des Staatspräsidenten und
des Oberkommandierenden der Armee
in Form der Einbeziehung eines "Vier­
ten Mannes" in die Junta einzuschrän­
ken.

Nach monatelangem internem Gerangel
wurde Ende März eine erste Einigung
erzielt, die den Rücktritt und die Neu­
bildung der Junta noch 1978 sowie die
Ernennung eines nicht der Junta ange­
hörigen Staatspräsidenten vorsah. Nach
wie vor bestanden aber innerhalb der
Junta Meinungsverschiedenheiten, die
es notwendig machten, am 28. und 29.
April eine Versammlung von 21 Gene­
rälen, Brigadieren der Luftwaffe und
Vizeadmirälen einzuberufen. Diese
konnte sich schließlich darauf einigen,
Videla für weitere drei Jahre (bis 1981)
im Präsidentenamt zu belassen.

Am 2. Mai wurde diese Entscheidung
von der Junta verkündet. Videlas er­
neuertes Mandat beginnt am 1. August.
Bis dahin wird er das Oberkommando
über die Landstreitkräfte ablegen. Auch
die Oberkommandierenden der beiden
anderen Waffengattungen (Massera,
Agosti) werden bis dahin zurücktreten.
Den ''Falken'' scheint es damit zwar
gelungen zu sein, Videlas Position etwas
zu schwächen, doch haben sich Masseras
Hoffnungen auf das Präsidentenamt
nicht erfüllt. Ober das neue Kräfte­
gleichgewicht wird wohl erst die Zusam­
mensetzung der neu zu bildenden Jun­
ta Aufschluß geben.

Fraktionskämpfe und Zukunft des
Regimes

Die plötzlichen "demokratischen" Züge,
die Massera in diesen Gesprächen zur
Schau trug, zeugen wohl eher von ei­
genen Herrschaftsambitionen als von ei­
nem tatsächlichen Gesinnungswandel.
Gerade die Marine, deren Oberbefehl
Massera innehat, ist für ihre grausamen
Repressionstechniken berüchtigt: In der
Marinehochschule z. B. werden Ge­
fangene lebendig gevierteilt.
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!ij Angesichts der Abhängigkeit des Landes
von ausländischen Krediten (auch aus
sozialdemokratisch regierten Ländern)
ist besonders die Fraktion um Videla
an einem günstigen in ternationalen Ima­
ge des Regimes interessiert. Während
Videla außerhalb des Regimes agierende
rechtsextreme Terrorbanden für die vom
Militär verübten Verbrechen und Men­
schenrechtsverletzungen als verantwort­
lich hinstellt, verschärfen die Bluthun­
de um Saint Jean und Menendez ihre
Terrorherrschaft, um damit Videla zu
treffen, der ihnen noch auf dem Weg
zur totalen Machtergreifung hinderlich
ist. Oft richtet sich ihr Terror gerade
gegen Vertreter jener gesellschaftlichen
Kräfte, mit denen Videla den Dialog
sucht.

Als hauptsächlicher Rivale Videlas ver­
suchte sich in letzter Zeit der bisher zu
den "Falken" gerechnete Admiral
Massera, Oberkommandierender der
Marine und Juntamitglied, zu profi­
lieren. In Interviews und Diskussionen
mit Journalisten gab er zwar "ernst­
hafte Verletzungen der Menschenrech­
te" zu, schob die Schuld dafür aber
der Existenz faschistischer Banden im
Heer zu und leugnete jede Verantwor­
tung der Marine.
Massera bemühte sich nicht nur um gute
Kontakte zur europäischen Sozialdemo­
kratie und zu US-Regierungskreisen;
er führte auch zahlreiche Gespräche
mit rechtsperonistischen Persönlichkei­
ten und mit Führern der CGT (peroni­
stische Einheitsgewerkschaft) sowohl in -=O:"":j-e-=R:::-o-I:":'"le---'d""'e-r-=S-o-:-:Ii""'d""'a""'ri,....ta,.,.-··t-s----­
Argentinien als auch im Ausland (so kampagne
am 9.4. in Paris). Die in vielen Ländern mit erheblicher

Resonanz durchgeführte Informations­
kampagne über Argentinien hat inner­
halb des argentinischen Militärs zu
einiger Beunruhigung geführt, indem sie
das internationale Image des Regimes
verschlechterte. In erster Linie litt dar­
unter Videlas Ansehen als Hauptexpo­
nent der Militärherrschaft. Dadurch ver­
lor Videla auch gegenüber seinen Geg­
nern innerhalb des Militärs an Boden,
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Wem die

Stunde schlägt

Geld ist das Sesam-öffne-dich, wenn die Geheimnisträger der west­
lichen Welt, Ex·Diplomaten und Ex-Geheimdienstleute aus der
Schule plaudern. Die jüngsten Enthüllungen kommen von einem
Mister StockweIl, der 12 Jahre dem CIA angehörte und seinerzeit
Leiter des US·Unternehmens in Angola war. StockweIl enthüllt
in seinem Buch "Auf der Suche nach Feinden" wie mit Billigung
Henry Kissingers und unter Umgehung des amerikanischen Kon­
gresses FNLA und UNITA gegen die marxistisch orientierte MPLA
mit Waffen- und Propagandamaterial systematisch aufgepäppelt
worden sind. Zaires Diktator Mobutu im Norden, die südafrika­
nische Besatzungsmacht in Namibia (Südwestafrika) im Süden
Angolas sollten bei dieser Operation das nötige Hinterland bie­
ten. Erst die auf dieser CIA-Aktion basierenden Erfolge der "pro­
westlichen" FNLA und UNITA riefen die Sowjetunion und die
kubanischen Hilfstruppen auf Ersuchen der MPLA auf den Plan.
So erscheinen also die damaligen abwiegelnden Äußerungen des
frischgebackenen US-Botschafters bei den UNO, Young, in einem
gänzlich anderen Licht. Damals wurden diese Äußerungen, da
Young nicht bereit war, die kubanische Präsenz in Schwarzafri­
ka als Interventionsgrund aufzufassen, schlicht seiner Hautfar­
be zugeschrieben. Mit dem damaligen kubanischen Eingreifen
in Angola wurde jedenfalls ein neuer Faktor in der antiimperia­
listischen Strategie afrikanischer Staaten und Befreiungsbewegun­
gen geschaffen, der seither zunehmend an Bedeutung gewann.

Smith in Rhodesien hat einer inter­
nen friedlichen Regelung unter Aus­
nützung der Widersprüche in der schwar· ~

Nachdem der äußere Sicherheitsgürtel
der ehemals portugiesischen Kolonien
gesprengt wurde, richtet sich der An·
griff der afrikanischen Befreiungsbewe­
gungen nun gegen den inneren Wall des
verhaßten Kerns des Apartheid-Systems
rund um Südafrika. Zimbabwe (Rhode­
sien) und Namibia (Südwestafrika) sind
an der Reihe, ihnen gelten die verzwei·
felten Rettungsversuche des Imperialis­
mus in letzter Stunde.

Die durch die - kurze und unvollendet
gebliebene - Revolution der Roten Nel­
ken in Portugal beschleunigte Entwick­
lung in den lusitanischen Kolonialbe­
sitzungen Angola, Guinea Bissau und
Mozambique hat an den Grenzen die­
ser Länder nicht haltgemacht. Die
antiimperialistischen, nationalen und
Anti-Apartheid-Bewegungen des schwar·
zen Kontinents haben seither einen un­
erwarteten und anhaltenden Auftrieb
zu verzeichnen. Die Stunde des schwar·
zen Mannes ist früher als erwartet ge­
kommen, der weißen Herrschaft schlägt
die Sterbeglocke.

Die besten Voraussetzungen für eine
solche kontinuierliche Weiterarbeit wer­
den dort bestehen, wo das Schwerge­
wicht nicht auf die kurzsichtige und
sterile Forderung nach Verlegung bzw.
Boykott der Spiele gelegt wurde, son­
dern die Verbreitung von Informationen
über die Terrorherrschaft der Junta im
Vordergrund stand (etwa BRD, Holland,
Großbritannien).

In einigen Ländern konnten bisher be­
reits erfreuliche Erfolge erzielt wer­
den: In Holland forderte eine Gruppe
von Parlamentariern die holländische
Nationalmannschaft auf, sich während
der WM nicht an den offiziellen Feiern
der Junta zu beteiligen, auch in der
BRD wurden ähnliche Forderungen von
zahlreichen Initiativen und Regionalor­
ganisationen innerhalb der SPD erho·
ben, die auch eine Verurteilung der
Junta durch ihre Parteispitze forderten;
Auswärtiges Amt der BRD erlärte sich
bereit, sich flir die Freilassung von 500
politischen Gefangenen in Argentinien
und ihre Ausreise in die BRD einzuset­
zen.

Auch in ÖSterreich haben zahlreiche
Jugendorganisationen auch innerhalb
der SPÖ, Gruppierungen im katholi­
schen Lager, Amnesty International
und linke Gruppen in ihren Bereichen
wertvolle Informationsarbeit geleistet.
Der Zusammenfassung all dieser Aktivi­
täten zu einer breiten Kampagne waren
aber v.a. von zwei Seiten Grenzen ge­
setzt: Das fragwürdige Demokratiever­
ständnis der SP- und Gewerkschafts­
führung machte die wirkungsvolle Zu­
sammenarbeit zwischen SJ (Sozialisti­
sche Jugend), ÖGJ (Österreichische
Gewerkschafts-Jugend) und Gruppen
wie der IGLA oder CISLA fast unmög­
lich; andererseits stellte sich die GRM
mit ihrer Boykottforderung ins linke
praxisfeme Abseits (von der katastro­
phalen Politik der kommunistischen
Parteien gegenüber Argentinien soll hier
gar nicht die Rede sein. Bekanntlich
unterstützt die KP Argentiniens das
Videla-Regime !).

Trotz allem konnte auch in ÖSterreich
- wenn auch in bescheidenem Ausmaß ­
der juntafreundlichen Berichterstattung
des Großteils der österreichischen Mas­
senmedien ein Gegengewicht entgegen­
gesetzt werden. Diese Ansätze gilt es
verstärkt weiter zu entwickeln.

HK./IGLA.
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völkerung Südafrika nennt, auf der Ta­
gesordnung stehen.

Während in den meisten afrikanischen
Ländern die nationalen und an tiimperi­
alistischen Bewegungen in den koloni­
alen und halbfeudalen Strukturen ihre
größte Hypothek neben den diversen,
überall bestehenden Stammesunterschie­
den vorfinden, bietet Südafrika den
revolutionären Strömungen eine zuneh­
mend breiter werdende proletarische
Massenbasis und die Aussicht, nach
einem Sieg über das Apartheid-Regime
sich auf hochindustrialisierte Sektoren
stützen zu können. Das Bewußtsein die­
ses Proletariats ist bei weitem ent­
wickelter als das ihrer Stammesangehöri­
gen in den sogenannten "Homelands".
Die Schaffung dieser Reservate und die
Verpflichtung der schwarzen Arbeits­
kraft, ihren festen Wohnsitz in einem
dieser "Homelands" aufrechtzuhalten,
soll Reste dieses vorindustriellen Be­
wußtseins konservieren und die jeder-

Heute keine Wagenburg, sondern
Hochburg des Imperialismus

ihre Bedenken gegen einzelne schwer­
wiegende Vorbehalte des Apartheid·Re­
gimes deutlich artikulieren konnten
(Stationierung einer südafrikanischen --------------­
Einheit bis zur Unabhängigkeitserklä­
rung in Namibia, Anspruch Südafrikas
auf die strategisch wichtige Walfisch- --------------­
Bucht), kam schon das blanke Messer Das wirtschaftliche Rückgrat Südafri­
in der ausgestreckten weißen Hand zum kas bildet unter den kapitalistischen
Vorschein. Südafrikanische Eliteeinhei- Monopolen der sagenhafte multinationa­
ten verhafteten SWAPO.Angehörige in le Konzern Oppenheimers Anglo Ameri­
Namibia und starteten eine massive be- can/De Beers. Die massive Grundlage
waffnete Aggression auf den Süden dieses multinationalen Riesen ist die in
Angolas, wo die Stützpunkte der den Gold- und Diamantengruben einge­
SWAPO vermutet werden. Der Angriff setzten Billigstarbeitskräfte des schwar­
richtete sich gegen die südangolani- zen Proletariats, von dem dem Apart­
sche Stadt Cassinga, in deren Nähe ein heid-Regime langfristig die größte Ge-

fahr droht.
Flüchtlingslager zerstört und Hunderte
Zivilisten massakriert wurden.

Es ist wahrscheinlich, daß das Apart­
heid-Regime dieses Verbrechen bewußt
als Provokation begangen hat, um er­
neut Zeit zu gewinnen und den unauf­
haltsamen Lauf der Dinge wenigstens
zu verzögern. Denn auch Nambia ist
flir eine direkte Konfrontation, für das
letzte Gefecht mit den Befreiungsbe­
wegungen des Südlichen Afrika und ih­
rer kubanischen Verbündeten nicht der
geeignete Ort. (Schon 1971 fällte der
Internationale Gerichtshof in Den Haag
das Urteil, daß die sogenannte "Ver­
waltung" Namibias durch Südafrika
illegal ist.) Südafrika wird sich, wenn
auch unter Zurücklassung einer breiten
Blutspur und nach weiteren Verbre·
chen doch noch in seine Wagenburg zu­
rückziehen müssen. Dann wird die Be­
freiung Azanias, die schwarze Be-

Und was die weißen Herren in Pretoria
unter "interner Lösung" sich vorstel­
len, bewies ihr jüngstes Manöver in
Namibia. Zuerst verblüffte Vorster die
Vertreter der SWAPO, der einzig reprä­
sentativen Befreiungsorganisation Süd­
westafrikas anläßlich ihrer Teilnahme an
der UNO-Debatte über eine von west­
licher Seite ausgearbeitete interne lö­
sung in Namibia a la Rhodesien: Südaf­
rika ließ noch vor Beginn der UNO-Sit­
zung seine Zustimmung zu dem vorge­
schlagenen Plan der schrittweisen
Machtübergabe an die schwarze Mehr­
heit in Namibia mitteilen. Abhaltung
freier Wahlen unter UNO-Kontrolle, Un­
abhängigkeit für Namibia bis Jahresen­
de. Noch bevor die SWAPO-Vertreter
sich von ihrer Verblüffun erholen und

~ zen Mehrheit Zimbabwes weniger aus
:E realpolitischer Einsicht, als unter dem

<Cl
Druck des großen weißen Bruders
Vorster zugestimmt, der seine Kräfte
nach innen konzentrieren und sie nicht
durch ein direktes Engagement zugun­
sten Rhodesiens verzetteln will. Rho­
desien eignet sich zudem schlecht flir
die Eröffnung einer offenen Front ge­
gen die nationalen und antiimperia­
listischen Befreiungsorganisationen des
Südlichen Afrika. Diese interne Lösung
in Rhodesien, die schrittweise übergabe
der Macht an die Vertreter der schwar­
zen Mehrheit Zimbabwes, dürfte ohne­
dies nur als Atempause gedacht sein,
denn sie ist ohne die Zustimmung der
ZANU und ZAPU, der zwei großen be­
waffneten Befreiungsorganisationen
Zimbabwes von vornherein in Frage ge­
stellt.



Stürzt Mobutu nach dem dritten Streich?

zeitige Abschiebbarkeit , bzw. Mobili­
tät der Ware Arbeitskraft garantieren.
Wie die blutigen Aufstände in Soweto
1976 und zahlreiche ''wilde'' Streiks
der letzten Zeit gezeigt haben, sind alle
diese Sicherheitspläne zur Rettung der
Apartheid - bei ihrer gleichzeitigen
Lockerung in unwesentlichen gesell­
schaftlichen Bereichen - zu spät ausge­
heckt worden.

Azania wird von zwei starken Strömun­
gen im Inneren erkämpft werden: von
den Bewohnern der ''Homelands'', der
armen Landbevölkerung und vom Indu­
strieproletariat. Ihr nationales Bündnis
hätte neben der zunehmenden außen­
politischen Isolierung Südafrikas die nö­
tige Sprengkraft, um diese finsterste
Zwingburg kapitalistischer und rassisti·
scher Unterdrückung in die Luft zu ja­
gen. (Neben unzureichenden ausländi­
schen Kapitalinvestitionen mit Ausnah­
me der BRD (!) und der rapid anstei­
genden Kapitalflucht bildet auch die
sinkende Einwanderer- und wachsende
Auswandererzahl von Weißen einige je­
ner zahllosen Fangeisen, die notwen­
dig sein werden, dieses über sagenhafte
Reichtümer und die Atombombe ver·
fügende Regime daran zu hindem, daß
es die gesamte Wagenburg mit allem
Drum und Dran anzündet, ehe es kapi­
tuliert.)

Probleme der Solidarität

Wie unser Ausgangspunkt, das Beispiel
Angola, gezeigt hat, müssen sich natio­
nale und antiimperialistische Bewegun­
gen vor und nach ihrem Sieg auf Ver­
bündete stützen können, die nach der
derzeitigen politischen Weltkonstella­
tion neben den bescheidenen Mitteln
konfessioneller und anderer Hilfsorgani­
sationen des Westens in erster Unie
aus den Ländern der direkten Kontra­
henten und wohl auch Konkurrenten
des Imperialismus kommen.

Da die VR China in ihrer außenpo­
litischen Orientierung heute eine Poli­
tik des kleineren übels gegenüber dem
Imperialismus der westlichen Monopo­
le betreibt und den Hauptfeind nicht
nur flir sich, sondern allgemein auf Welt­
ebene in der SU ("Sozialimperialismus")
erblickt, bleibt auch den schwarzafri­
kanischen Befreiungsbewegungen nur
wenig Raum für Optionen.

Eine besondere Tragik dieser Einbahn­
straße der Solidarität bietet der Kon-

Dieses war der zweite Streich der Rebel·
len in der Zaire.Provinz Shaba genau ein
Jahr nach dem ersten Streich der Ka·
tanga-Gendarmen, über den wir in der
OL 34, Mai 1977, ausführlich berichtet
haben.

Die westlichen Massenmedien verhehl·
tem ihrem Publikum wohlweislich nicht,
daß Mobutus skandalöse, luxuriöse und
korrupte Privatherrschaft die Wurzel
des übels ist und daß die total verlotter·
te Wirtschaft Zaires durch eine Dauer·
präsenz der ehemaligen Kolonialmacht
Belgien und ihrer treuen französischen
Helfer auch nicht saniert werden kann.
Zumal Fallschirmjäger und Fremden·
legionäre kaum die Kupferminen in
Schuß halten, zivile Berater jedoch nach
diesem blutigen Abenteur nur ungern
nach Kolwezi kommen werden.

Immerhin war ihre physische Bedroh­
ung angeblicher Anlaß flir die belgisch­
französische Intervention mit Billigung
der USA. Noch bevor irgendjemand
irgendetwas wußte, wußten unsere Mas­
senmedien über Massaker an Weißen ge­
nau Bescheid. Ob diese nun eigentlich
durch diese ''Hilfsaktion'' provoziert
wurden, jedenfalls konnten sie dann tat­
sächlich festgestellt werden. Allerdings

flikt am Horn von Afrika, der hier nur
gestreift werden kann und als exemplar­
isches Lehrstück unsere überlegungen
abschließen soll.

Konnte noch vom Beobachter der Fah·
nenwechsel im somalisch.äthiopischen
Konflikt (um Ogaden) nachvollzo­
gen werden, da sich dort der "somali­
sche Sozialismus" ziemlich klar als
chauvinistischer Traum einer Militär­
herrschaft entpuppt hat, muß die be­
dingungslose Unterstützung des DERG
in Addis Abeba durch die kubanisch­
sowjetische Seite umso mehr nachdenk­
lich stimmen, als sie sich in einem Auf­
waschen auch gegen die eritreischen Be­
freiungsbewegungen zu richten scheint.
Ohne die Politik der ELF und der ELPF
kritiklos zu unterstützen und die Sezes­
sion von Äthiopien zu befürworten,
gibt es doch genug Anhaltspunkte da­
für, daß auch der "äthiopische Sozialis·
mus" sich eines Tages als der charisma­
tische Traum einer Militärdiktatur ent­
puppen könnte.

stammte ein Großteil der Opfer (wenn
man sich auf die Aussagen von ausge·
flogenen Augenzeugen verläßt) haupt·
sächlich von der nach allen Regeln ei·
ner Soldateska plündernden, vergewalti.
genden und mit Panzerkanonen auf Pri·
vathäuser schießenden Armee Mobutus..
Wen wird dieser feine Unterschied noch
stören? Schwarze waren's, das sagt doch
einem Europäer alles.

Es ist schon ein Kreuz: baut ein weißes
europäisches Land vor hundert Jahren
eine Kolonialherrschaft auf, mit funk·
tionierender Verwaltung, Kultur, Zivili·
sation, kommen die Kolonialvölker
eines Tages daher und vertreiben sie.
Baut dasselbe europäische Land mit Hil­
fe einiger Marionetten oder einer Kom­
pradorenbourgeoisie eine auf "korrek­
ten zwischenstaatlichen Beziehungen"
beruhende neokolonialistische Ausbeu·
tungsherrschaft auf, kommen die Feinde
der einheimischen Schmarotzer, Mario·
netten und Handlanger daher und stür·
zen diese - wobei auch die weißen Her­
ren wieder daran glauben müssen.

Undank ist der (dritten und vierten)
Welten Lohn - flir jene erste Welt, die
sich seit einem Jahrhundert an ihnen
mästet.

Die Haltung des Ratgebers können wir
getrost jenen überlassen, die vom siche­
ren Schreibtisch aus auf jede komplexe
Frage eine einfache Antwort geben
können - ob sie hilft oder nicht. Wir
sollten nach unseren Möglichkeiten un­
sere Solidarität allen afrikanischen Be­
freiungsbewegungen gegenüber bekun­
den, die für die nationale und soziale
Emanzipation ihrer Länder kämpfen.
Wir sollten jede Unterstützung für die­
se Befreiungsbewegungen - wenn wir
ihre politischen Ziele für richtig halten·
kritisch würdigen ., ob sie nun von
konfessioneller, altruistischer oder von
Seiten der Länder des "real existieren­
den" Sozialismus kommen. Wer be­
stimmte Befreiungsbewegungen zwar
unterstützt, deren Unterstützer an Ort
und Stelle jedoch entlarvt, verdächtigt
und ihnen unlautere Absichten unter­
schiebt, will auf den wärmenden Flam­
men der Solidarität in Wahrheit nur
das eigene politische Süppchen kochen.

Zsolt Patka •

offensiv links 29



Aus der
italienischen

~r~d~~~dBF~~ffi~Ne~w~1~~be~~~~.'ng
see ist ein Erholtmgs- und Kommunikations~ :a~&-~~~ ..
zentrum in den SOmmermonaten, das alle
Freunden zur Verfügung steht.

In zehn Vierbettzelten kann man auch
einen kurzen oder langen Urlaub ver­
bringen, hygienische Anlagen, Abwasch
etc. sind vorhanden.

Willkommen, bei uns am See!

Am Abend gibt es dann manchmal ein
richtiges Lagerfeuer am Wasser. Perma­
nente Gelegenheiten zur politischen Dis­
kussion und zum persönlichen Gespräch.

Und das Ganze zu einem geringen Un­
kostenbeitrag.

In den kommunistischen und sozia­
listischen Gewerkschaften Italiens führte
die Repression der Unternehmer und
die Entfernung von der Arbeiterbasis
zu entscheidenden Wahlniederlagen, be­
sonders im Jahr 1955. Danach begann
eine Phase der Selbstkritik, in der sich
die Gewerkschaften mit der geänderten
Situation der Arbeiter in den Betrie­
ben auseinandersetzten. In der PCI und
der PSI war eine ähnliche Entwicklung
zu verfolgen. Auf die Entfernung der
PeI von ihrer Basis reagierten Arbeiter
mit Austritten, so sank der Arbeiter­
anteil in der PCI von 1950 (886.653
Arbeiter) bis 1962 (643.773 Arbeiter).
Nach dem XX. Parteitag der KPdSU
1956 machten sich die innerparteilichen
Kritiker in beiden Parteien bemerk­
bar. Doch gelang es der PCI, auf Grund
der GescWossenheit ihrer Organisation,
die innerparteilichen Kritiker noch im
selben Jahr abzublocken, während in
der PSI die Kritik am Stalinismus und
der Entfernung von der Arbeiterbasis
noch bis 1959 fortgeführt werden konn­
te.
Als dies nicht mehr möglich war, ver­
suchte Raniero Panzieri, ZK-Mitglied
der PSI, andere "Linksopponenten" zu­
sammenzufassen und einen Ort für ihre
politische Arbeit zu finden, "der zwar
außerhalb dieser Organisationen liegt,

Wer sich für die italienische Arbeiter­
bewegung nach 1945 interessiert und in
Italien mehr sieht als einen ''Projek­
tionsgegenstand für politische Wunsch·
vorstellungen" (so im Klappentext zu
Rieland, siehe unten), wird nicht um­
hin können, sich mit der Gruppe um die
Zeitschrift "Quaderni rossi" (Rote Hef­
te) und den ins Deutsche übersetzten
Arbeiten von Leuten wie Tronti, Pan­
zieri und Alquati - um vorerst nur eini­
ge N~en zu nennen - genauer ausein­
anderzusetzen. Hat doch diese Grup­
pe versucht, eine grundlegende Kritik
der Ideologie und Praxis der Arbeiter­
bewegung nach dem Zweiten Weltkrieg
zu leisten und das Verhältnis von Or­
ganisation und Autonomie neu zu be­
stimmen. Wegen dieser Fragestellungen
hatten die "Quaderni rossi" einen ent·
scheidenden Einfluß auf die Neue Linke
in Italien und auch, vermittelt, auf
BRD-Linke, die man unter der Bezeich­
nung "Arbeiterwissenschaftler" zusam­
menfassen könnte. Auf dem beschränk­
ten Platz, der mir zur Verfügung steht,
kann ich nur versuchen, eine kurze
Entstehungsgeschichte der "Quaderni
rossi" zu liefern und einige wenige ihrer
Thesen zu vermitteln, und hoffe, einen
Anstoß zur genaueren Beschäftigung mit
der Theorie und Praxis dieser Gruppe
geben zu können.
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Im Juli finden die bereits Tradition gewor­
denen Kinderturnusse statt. (Anmeldungen
bei Renate, 1090 Wien, Belvedereg. 10,
Tel.: 65-19-52.)

An den Wochenenden gibt es Volleyball­
turniere in der Au. ~n gewonnenen oder
verlorenen Gspritzten kann man unter
schattigen Bäumen gleich nebenan beim
Wirt trinken, dessen Küche gut und nicht
zu teuer ist.
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bücher

nicht aber außerhalb der Arbeiterbe- 'Untersuchung-Intervention' sollte die
wegung und ihrer Geschichte" (Rie1and, angemessene Praxis sein, um Intellek­
S. 119). In Tutin, einem Zentrum der tuelle und Arbeiterklasse bis zur Bil­
italienischen Industrie, bildete sich dann dung einer einheitlichen politischen Be­
die Gruppe um die Zeitschrift "Quader- wegung eng zu verbinden, die die bis­
ni rossi ". September 1961 erschien die herige Trennung - als politischer Aus­
erste Nummer der Zeitschrift. A1quati druck der betrieblichen und gesellschaft­
schreibt : "Der Zeitschrift war es ge- lichen Arbeitsteilung - überwinden wür­
lungen, "das Getto zu verlassen und in de." Nach Interventionen bei u. a.
der Arbeiterbewegung jener Zeit Dis- Fiat, die 1962 zu Arbeitskämpfen
kussionen und Auseinandersetzungen... führten, werden die Beziehungen zur
in Gang zu bringen: die Zeitschrift Turiner Metallarbeitergewerkschaft, die
wurde ein Orientierungspunkt... Von der als Mittel zur Kontaktnahrne mit den
Zeitschrift wurden vor allem Gewerk- Fiat-Arbeitern gedient hatte, aufgege­
schafter erreicht, führende Parteifunk- ben. "Bezugspunkt für die politisch­
tionäre und -kader, Leute aus dem Be- theoretische Arbeit der Gruppe wird
reich der Kultur und Gesellschaftswis- die 'Autonomie der Arbeiterklasse'. Das
senschaftier, Techniker und Technokra- bedeutet den Bruch mit den traditio­
ten, subjektive Kräfte der nach vorn nellen Organisationen der Arbeiterbe­
drängenden Arbeiterklasse, aber auch wegung einerseits und die Wiederauf­
junge Unternehmer aus dem öffent- nahme der Diskussion um die Rolle
lichen und privaten Bereich. "(Rie1and, der Partei andererseits, wobei das
S 139f) über Theorie und Praxis der Problem der politischen Organisation
Gruppe schreibt Pozzoli: "Das erste Heft der Arbeiterklasse jenseits der histo"
der 'Quaderni rossi' versteht sich noch rischen Organisationsformen sozialde­
bedingt innerhalb der traditionellen Ar- mokratischer oder bolschewistischer
beiterbewegung"... Was die Gruppe von Herkunft gesehen wird...Die Gruppe

selbst wollte sich nicht als Partei konsti­
tuieren oder als Kern einer neuen re-

den "Neoleninisten" unterscheidet,
"ist die Praxis einer politischen Inter­
vention auf Betriebsebene, die auf der
'Arbeiteruntersuchung' basiert." Diese
Untersuchungen dienten dazu, Kontakte
mit den Arbeitern anzuknüpfen, Ar­
beitskämpfe zu initiieren, Kenntnisse
über die Fabrik und die subjektive Lage
der im Lauf der veränderten Arbeits­
organisation und der Rationalisierungen
neu zusammengesetzten Arbeiterklasse
zu gewinnen. Und Pozzoli weiter: "Die
Untersuchung als Methode für ein neues
Verhältnis zwischen Intellektuellen­
gruppen und Arbeiterklasse, strebte ei­
nerseits danach, durch eine direkte und
permanente Verifizierung des Wesens
gesellschaftlicher Widersprüche, die tra­
ditionelle Trennung zwischen theore­
tischem Gedanken (politische Linie)
und Massenaktion zu überwinden. An­
dererseits fördert die Untersuchung die
direkte Teilnahme der Arbeiter an die­
ser Verifizierung selbst und dadurch
an der Überwindung der organisatori­
schen Spaltung zwischen politischen Ka­
dern und Arbeiterklasse. Die Methode

volutionären Organisation begreifen. Die
Praxis außerhalb der alten Organi­
sationsformen wurde als einzige Mög­
lichkeit zur Wiederaufnahme des Marxis­
mus im Zusammenhang mit den sich
entfaltenden Arbeiterkämpfen gese­
hen. " (Pozzoli, S. 9ff.) - Es sind leider
eine Reihe von wichtigen Fragen nicht
einmal angeschnitten worden, deshalb
folgt eine ausflihrlichere BucWiste:
Bücher:
C Pozzoli (Hsg.) "Spätkapitalismus und Klas­
senkampf'. Eine Auswahl aus den QJaderni
rossi. EVA
R Alquati ''Klassenanalyse als Klassen­
kampf' Arbeiteruntersuchungen bei Fiat und
Olivetti. Fischer Athenäum
W. RieJand ''Organisation und Autonomie".
Zur Konstitutionsgeschichte der Quaderni
rossi. Neue Kritik
M Cacciari "Qualifikation und Klassen­
kam f', Neue Kritik
S. ~logna "Zusammensetzung der Arbeiter­
klasse und ~sationsfrage""Merve
M Tronti 'Arbeiterklasse und Kapital",
Neue Kritik
M Tronti ''ExtremiSlTD.lS und Reformismus"
Merve
Panzieri/Libertini "7 Thesen über Arbeiter­
kontrolle", Verlag Karin Krarrer
Zeitschrift "Autonomie" Nr. 1/1975

Herm:znn Fritzl

Liebe Eva, lieber Herbert,

über Eure Biermann-Artikel im Mai-Heft bin
ich empört.
Diese Verständnislosigkeit für die Person
Biermann ist erschütternd. Da kommt ein
Künstler nach Wien (das Wort "Künstler"
verwende ich hier nicht leichtfertig), absol­
viert zwölf Stunden Öffentlichkeit, voUbringt
eine gewaltige Leistung - wenigstens die Ge­
dächtniskraft und Kondition könnte Euch
doch imponieren, wenn Ihr schon die künst­
lerische Einheit dieses Mannes ignoriert -,
aber dünne Nerven darf er nicht haben, und
achtzig interessierten Genossen soU er den
Vorzug vor einer alten Freundin geben, und
Zwischenbemerkungen vor zweitausend Leu­
ten müssen alle, alle spontan sein, und viel­
leicht hat er auch noch beim Essen ge­
schmatzt und ist aufs Klo gegangen, ganz wie
unsereins. Und dann wird ihm noch gönner­
haft empfohlen, sich ein Beispiel zu nehmen
an den Flugblattliedern des Genossen Moss­
mann, die ihrem Namen alle Ehre machen,
weil sie Papier sind, nach kurzer Zeit vergilbt
und vergessen, während Biermanns Lieder
Kunst sind, Einheit von Inhalt, Form und
Person, keine liedgewordene Parteilinie, na­
türlich auch weniger verwendbar, nicht so
plakativ, schwer im Marschieren zu singen,
keine Gebrauchsgegenstände eben, sondern
Lieder, die ein Ganzer für sich gemacht hat
und die ein Teil von ihm sind, Lieder aus
Fleisch und Blut.
Ihr habt ein Agitationsinstrument eingeladen
und ein Mensch ist gekommen; jetzt ist die
Enttäuschung groß. Aber was kann Biermann
für seine Dreidimensionalität, die Euren Pla­
kat-Erwartungen nicht entspricht?
(Von den neuen Liedern - außer den ganz pri­
vaten - bin ich auch enttäuscht; aber gerade
deshalb bin ichs, weil diese Lieder so etwas
Flugblatthaftes haben, so etwas Mossman­
nisch-Süverkrüpisches, einen Eindruck von
Klischee und Sitzfleisch hinterlassen, von
Blutleere und schlechtem Papier. Ich nehme
an, daß der Emigrationsschock die Ursache
ist, die neue Gesellschaft. die Entwurzelung.
Entschuldigung soU das keine sein,weil das
einzige Recht des Zuhörers im Weghören be­
steht. Für Ezzes muß man ihm drüberfah­
ren.)

Peter Hirsch
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